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A. Bericht des Abgeordneten Seuffert: 

Die Drucksache — 1019 — wurde beraten vom 
Ausschuß für Geld und Kredit, vom Ausschuß für 
Rechtswesen und Verfassungsrecht und vom Aus- 
schuß für Finanz- und Steuerfragen unter Feder- 
führung des letzteren. 

1. Grundsätze der Vorlage 

Das D-Markbilanzgesetz hat für den Ansatz von 
Wertpapieren und Beteiligungen in der D-Mark- 
eröffnungsbilanz in den meisten Fällen (vgl. die 
Begründung zur Drucksache 1019 Seite 12 zu Art. 1 
des Entwurfs) vorläufige Werte vorgesehen. Daraus 
ergab sich von selbst die Notwendigkeit, nunmehr 
die endgültigen Werte zu bestimmen. Dies war uni 
so dringender, als die vorläufigen Werte (praktisch 
die Steuerkurswerte oder Börsenkurse von Ende 
1948) weit unter den Werten liegen, die rück- 
schauend als richtig angesehen werden müssen und 
damit auch weit unter den heutigen Verkehrswer- 
ten und erzielbaren Verkaufserlösen. Die Besitzer 
sind insofern, als sie entweder auf einen unange- 
messenen Wert der Eröffnungsbilanz festgelegt 
sind und deswegen im Veräußerungsfall mit hohen 
Gewinnsteuern rechnen müssen, oder die steuer- 
liche Ausv/irkung eines Verkaufs, weil die Aus- 
gangswerte erst vorläufig sind, nicht übersehen 
können, gehindert, über diese Papiere zu verfügen, 
was den Markt stark beeinträchtigt. Abgesehen 
davon mußte das vom DMBG selbst gestellte 
Problem der endgültigen Bewertung nunmehr 
gelöst werden, da der Schwebezustand dem Grund- 
satz der Bilanzwahrheit sowohl für die Eröffnungs- 
bilanz wie für die auf ihr fußenden Bilanzen keine 
Rechnung trägt. Die Notwendigkeit des Gesetzes ist 
von den beteiligten Ausschüssen im Anschluß an 
die Begründung der Regierungsvorlage deswegen 
einmütig bejaht worden. 


Das DMBG hatte endgültige Werte vorgesehen 
für notierte Wertpapiere, hier jedoch nur für 
Effektivstücke (nicht Giro-Sammelstücke) und für 
Wertpapiere des Anlagevermögens, bei diesen 
jedoch mit einer Klausel (§ 19 DMBG), die Sonder- 
bewertungen in einem Umfange, der übrigens 
streitig war, zuließ. Die Ausschüsse sind der Regie- 
rungsvorlage auch darin gefolgt, daß es zu rechts- 
und wirtschaftspolitisch unhaltbaren Ergebnissen 
geführt hätte, wenn man sich darauf beschränkt 
hätte, nur in den Fällen, in denen das Gesetz bis- 
her vorläufige Werte vorsah, die endgültige Bewer- 
tung vorzunehmen. Es wären dann z. B. Neu- 
bewertungen für Giro-Sammelstücke, nicht aber 
für Effektivstücke möglich gewesen. Deshalb wer- 
den auch die im DMBG als endgültig bezeichneten 
Bewertungen für die in Frage kommenden Posten 
nunmehr als vorläufig erklärt und auf Grund neuer 
Vorschriften neu festgestellt. Die sich daraus 
wegen der Rückwirkung auf bisherige Steuer- 
veranlagungen notwendig ergebenden Folgen wer- 
den weiter unten im einzelnen dargestellt. Es ist 
insoweit die nachträgliche Anwendung der Berich- 
tigungsmöglichkeiten des DMBG auch für solche 
Fälle vorgesehen, wobei auch in rechtskräftige Ver- 
anlagungen, soweit solche vorliegen sollten, gege- 
benenfalls eingegriffen werden muß (§ 1 Abs. 1 
Satz 3 und § 12 Nr. 11 der Ausschußvorlage). Die 
Ausschüsse haben auch diese Maßnahme im Flin- 
blick auf die zwingenden Gründe, die für eine 
gleichmäßige Behandlung der in Frage kommen- 
den Wertpapiere usw. sprechen, bejaht. 

In der entscheidenden Frage, auf welchen Grund- 
sätzen die neuen endgültigen Werte festgestellt 
werden sollten, ist der Ausschuß von der Regie- 
rungsvorlage abgewichen; jedoch haben die Be- 
schlüsse des Ausschusses die Zustimmung der Re- 
gierungsvertreter gefunden. Die Regierungsvorlage 
hatte für an der Börse gehandelte Wertpapiere 
einen aus den Börsenkursen vom 31. Dezember 
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1948, 30. Juni 1951 und 31. Dezember 1952 gebil- 
deten Durchschnittskurs mit der Möglichkeit eines 
Paketzuschlages bis zu 20 v, H. für Anteile an 
Kapitalgesellschaften (Aktien und Kuxe) vorgese- 
hen; für nicht an der Börse gehandelte Anteile an 
Kapitalgesellschaften waren dagegen 80 v. H. des 
aus dem EigerLkapital der Kapitalgesellschaft zu 
errechnenden Substanzwertes und für andere nicht 
an der Börse gehandelte Wertpapiere die Vermö- 
gensteuerwerte vorgeschlagen. Demgegenüber war 
insbesondere aus der Wirtschaft die Bewertung auf 
Grund des Substanzwertes auch bei börsenfähigen 
Aktienwerten gefordert worden. Die Erwägungen, 
die zu den Beschlüssen der Ausschüsse geführt 
haben, waren kurz die folgenden: 

Die in der Regierungsvorlage zugrunde gelegten 
Börsenkurse an verschiedenen Stichtagen unter- 
liegen jeder für sich einer Reihe von Einwänden 
in bezug auf die Annäherung, mit der sie den wah- 
ren Wert der Anteile wiedergeben; diese Einwände 
sind in der Begründung zur Vorlage selbst aus- 
führlich behandelt. Die Bildung eines Durch- 
schnittskurses aus drei Stichtagskursen in der Zeit 
von 1948 bis 1952 als Bewertungsgrundlage für den 
Währungsstichtag wurde nicht als genügend zeitnahe 
Bewertung angesehen, zumal die Kursentwicklungen 
naturgemäß bei verschiedenen Papieren sehr unter- 
schiedliche Gründe haben konnten, welche mit dem 
Wert am Währungsstichtag nichts zu tun hatten. 
Es wurde zwar betont, daß von dem steuerlichen 
Grundsatz, wonach die Bilanzen auf Verkehrswer- 
ten zu bieruhen haben, nicht abzugehen sei. Jedoch 
wurde für den einmaligen Fall ider DHMarkeröff- 
nungsbilanz ein Substanzwert, der auf dem fest- 
gestellten Vermögen der Kapitalgesellschaft, an der 
der Anteil besteht, zum Währungsstichtag beruht, 
grundsätzlich als bessere Grundlage angesehen als 
ein Durchschnittskurs aus späteren Börsenkursen, 
der an sich nur eine Rechengröße darstellt, zu 
keinem Zeitpunkt aber einem wirklichen Verkehrs- 
wert entsprach. Darauf beruht der Beschluß, nicht 
nur bei nichtnotierten Anteilen an Kapitalgesell- 
schaften, sondern auch bei den an der Börse ge- 
handelten Werten vom Substanzwert auszugehen. 
Als Regulativ wuirden jedoch die Steuerkurs- 
werte (die praktisch mit den Börsenwertein iden- 
tisch sind) zum 31. Dezember 1952 vorgesehen, 
einem Zeitpunkt, zu welchem die Kursentwicklung 
als verhältnismäßig normal betrachtet werden 
konnte und der auch unter Berücksichtigung aller 
Umstände als der Zeitpunkt angesehen werden 
konnte, an dem einerseits die realen Grundlagen 
für die bei der Währungsreform übernommenen 
Werte sichtbar gev/orden waren, andererseits ano- 
male Marktentwicklungen (Korea-Krise) abgebaut 
worden waren. 

Die Regierungsvorlage hat in den Fällen, in 
denen sie vom Substanzwert ausgegangen war, 
80 V. H. des Wertes vorgesehen, jedoch ohne die 
Möglichkeit eines Paketzuschlags. Der Ausschuß 
hat sich für 70 v. H. des Substanz wertes, jedoch 
mit Möglichkeit des Paketzuschlages in allen Fäl- 


len ausgesprochen. Nach den Statistiken, die dem 
Ausschuß vorgelegt wurden (erarbeitet vom Bun- 
desverband des privaten Bankgewerbes) entspricht 
dies im Schnitt von 494 Aktien praktisch dem 
nominalen Grundkapital dieser Aktien (99,4 v. H.), 
wobei natürlich bei den einzelnen Werten erheb- 
liche Abweichungen nach unten oder oben ver- 
kommen. Das Regulativ der Börsenkurse zum 
31. Dezember 1952 ergibt im Schnitt, daß die glei- 
chen Aktien 93 v. H. ausmachen und steht damit 
von allen Stichtagskursen der Jahre 1948 bis 1952 
ebenfalls dem Parikurs am nächsten. Auf Stichtage 
nach dem 31. Dezember 1952 zurückzu greifen, 
schien den Ausschüssen jedoch nicht möglich, weil 
damit in offensichtlich zu großem Umfange Um- 
stände berücksichtigt worden wären, die mit den 
Werten zum Währungsstichtag nichts mehr zu tun 
haben. 

Grundsätzlich wurde demnach vorgesehen (§ 2 
Abs. 1, § 3 Abs. 1), daß Anteile höchstens mit 
70 V, H. des Substanzwertes anzusetzen seien, an 
der Börse gehandelte Anteile jedoch höchstens mit 
dem Steuerkurswert zum 31. Dezember 1952, falls 
dieser niedriger ist. Nach den Unterlagen der Aus- 
schüsse hat dies zur Folge, daß bei etwa 54 v. H. 
der Unternehmen, nach der Anzahl gerechnet, oder 
bei 60 V. H., nach dem Aktienkapital gerechnet, 
bzw. bei 64 v. H., nach dem Substanzwert gerech- 
net, der Steuerkurs vom 31. Dezember 1952 die 
oberste Grenze bildet, bei dem Rest der Unter- 
nehmen 70 V. H. des Substanzwerts. 

Den Paketzuschlag hielt der Ausschuß nicht nur, 
wie in der Regierungsvorlage vorgesehen, für 
börsengängige Anteilspapiere, sondern für alle An- 
teile für richtig. Der nach § 2 Abs. 4 des Regie- 
rungsentwurfes im Einzelfalle, bis zu einem 
Höchstsatz von 20 v. H., festzustellende Zuschlag 
wurde durch feste Sätze, die nach der Höhe der 
Beteiligung gestaffelt sind, ersetzt, weil dies als 
sicherere Grundlage erschien und weil Auseinan- 
dersetzungen über die Bewertung im Einzelfalle 
möglichst vermieden werden sollen. Im einzelnen 
darf auf den Bericht zu § 4 des Gesetzes verwiesen 
werden. 

Für börsengängige Wertpapiere, die keine An- 
teile verkörpern, wurden dementsprechend die Bör- 
senkurswerte zum 31. Dezember 1952 für maß- 
gebend erklärt (§ 2 Abs. 2), für solche nicht ge- 
handelte Wertpapiere der Wert, der sich nach den 
Vorschriften des Bewertungsgesetzes (§§ 13 Abs. 2, 
14) ergibt. In den — allerdings wohl seltenen — 
Fällen, in denen bei notierten Anteilen der Steuer- 
kurswert zum 31. Dezember 1948 und bei nicht- 
notierten Anteilen der sich nach § 13 Abs. 2 des 
Bewertungsgesetzes ergebende Wert höher ist als 
die Werte, die sich nach den neuen Vorschriften er- 
rechnen, können die genannten höheren Werte ge- 
wählt werden (§ 2 Abs. 3 und § 3 Abs. 1 Satz 2), 
eine Möglichkeit, die nach dem Regierungsentwurf 
bisher in etwas anderer Form nur für nichtnotierte 
Anteile vorgesehen war. 
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Bereits der Regierungs entwurf hatte vorgesehen, 
daß in der Berichtigungsbilanz, die in der Regel 
die Jahreshilanz auf den Stichtag vom 31. Dezem- 
ber 1955 sein wird, aus hantd eisrechtlichen Gründen 
keine höheren Werte eingesetzt werden können als 
die Verkehrswerte, die sich für diesen Zieitpunkt 
aus den Börsenkursen und den Grundsätzen ord- 
nungsmäßiger Buchführung ergeben. Er hatte je- 
doch diese Stitch tags werte der Bierichtigungsbilanz 
gleichzeitig als Höchstwerte für die Eröffnungs- 
bilanz vorgesehen (vgl. § 2 Abs. 2 ides Regierungs- 
entwurfes und die Begründung hierzu auf Seite 17 
der Drucksache 1019). Der Ausschuß ist von diesem 
Grundsiatz abgegangen (§ 2 Abs. 4) und hat nur die 
Berichtigungsbilanz, nicht aber die Eröffnungsbilanz 
an diese Werte gebunden. Dadurch ergibt sich die 
Möglichkeit oder sogar Notwendigkeit, von den 
nach den Vorschriften des Gesetzes errechneten 
Werten der Eröffnungsbilanz auf die Verkehrs- 
werte der Berichtigungsbilanz abzuschreiben und 
diese Abschreibung steuerlich als Verlust geltend 
zu machen. Die Ausschüsse haben sich trotz 
Bedenken zu dieser Regelung gezwungen ge- 
sehen, weil sonst eine untragbare unterschied- 
liche Behandlung eingetreten wäre für Wertpapiere 
usw., die vor dem Stichtag der Berichtigungsbilanz 
veräußert oder entnommen worden wären, und 
solche, die noch im Vermögen verblieben sind. Für 
die veräußerten oder entnommenen Wertpapiere 
hatte bereits § 4 Abs. 2 des Regierungsentwurfes 
eine rückwirkende Berichtigung vorgesehen, jedoch 
mit der Maßgabe, daß in diesen Fällen höchstens 
der Veräußerungserlös angesetzt werden konnte. 
Dies hätte zur Folge gehabt, daß hier zwar Ge- 
winne nachträglich steuerlich erfaßt, Verluste da- 
gegen nicht geltend gemacht werden konnten, ob- 
wohl diese Verluste auf Umständen beruhen könn- 
ten, die mit den Werten zum 31. Dezember 1948 
nichts ZU tun hatten, sondern nachträglich eingetre- 
ten waren. Die Ausschüsse hielten diese Einschrän- 
kung deswegen nicht für tragbar und haben sie 
fallengelassen. Die notwendige Folge war, daß auch 
für alle anderen Wertpapiere usw. Abweichungen 
zwischen den für die steuerliche Eröffnungsbilanz 
zulässigen und den für die Berichtigungsbilanz 
handelsrechtlich zulässigen Werte zugelassen wer- 
den mußten. 

Die Regierungsvorlage hat in § 7 auch Berichti- 
gungen und sogar wiederholte Berichtigungen des 
Ansatzes von Anteilen an Unternehmen, die Aus- 
landsvermögen zurückerhalten, vorgesehen, eine Be- 
stimmung, idie, wie schon die Bemerkungen des 
Bundesrates bewiesen, eine Reihe von Fragen auf- 
warf. Nach Besprechung entschloß man sich, diese 
Bestimmung als einen in diesem Zeitpunkt noch 
nicht notwendigen und eher voreiligen Vorgriff auf 
idie Gesamtregelung der mit dem Auslandsver- 
mögen zusammenhängenden Fragen in steuerlicher 
und anderer Hinsicht in diesem Gesetz fallenzu- 
lassen und sie späteren gesetzlichen Regelungen 
V orzub ehalten. 


Die Ausschüsse haben auch die Wünsche der 
heimatvertriebenen Wirtschaft geprüft, welche 
dahin gingen, die Auswirkungen der im Vertrie- 
benengesetz vorgesehenen Streichung von Verbind- 
lichkeiten aus den Vertreibungsgebieten auf die 
D-Markeröffnungsbilanzen zu regeln, weil eine 
Berichtigung der D-Markeröffnungsbilanzen in 
dieser Hinsicht bisher nicht vorgesehen war. Hierzu 
wurde festgestellt, daß die wenigen Fälle, die hier 
zur Diskussion stehen, auf dem Billigkeitswege zu- 
friedenstellend erledigt werden können, so daß auf 
eine Gesetzesänderung verzichtet werden konnte. 

Abschließend sei bemerkt, daß der Grundsatz der 
Zweischneidigkeit der D-Markeröffnungsbilanz in 
ihrer Auswirkung auf die Ertragsteuern einerseits, 
die Vermögensteuer und die Vermögensabgabe an- 
dererseits, bei dem ganzen Entwurf berücksichtigt 
und festgehalten wurde. 


2. Im einzelnen 

Zu § 1 

Die Bestimmung entspricht der Regierungs- 
vorlage, jedoch ist sie durch die vom Bundesrat 
vorgeschlagene, von der Bundesregierung ursprüng- 
lich für entbehrlich gehaltene Klarstellung durch 
idie Bezugnahme auf die Biest immungen desD-Mark- 
bilanzgesetzes über die Auswirkung von Beriditi- 
gungsvorgängen ergänzt worden. Aus den oben 
dargelegten Gründen ist wegen der Behandlung 
rechtskräftiger Veranlagungen außerdem noch eine 
Änderung in § 74 DMBG vorgesehen worden (§12 
Nr. 11 und 12 der Ausschußvorlage), Die Erwäh- 
nung der nach § 74 Abs. 4 DMBG aufgestellten 
Bilanzen (von Nichtkaufleuten usw.) ist der Klar- 
stellung halber durch Einfügung des § 10 Abs. 4 
ersetzt worden. 

Zu § 2 

Abs. 1 enthält die bereits dargestellten Grund- 
sätze über die Bewertung börsengängiger Aktien- 
werte. Die Einfügung der Bestimmung, daß ein 
am 21. Juni 1948 bestehendes Handelsverbot ohne 
Bedeutung ist, machte die Sonderbestimmung für 
IG-Farben- Aktien (§ 2 Abs. 3 des Regierungsent- 
wurfes) entbehrlich; damit ist gesagt, daß diese 
Aktien ebenso behandelt werden wie andere 
Börsenpapiere. 

Abs. 2 entspricht dem § 2 Abs. 5 des Regierungs- 
entwurfes mit der Maßgabe, daß auch hier die 
Durchschnittsberechnung durch den letzten Börsen- 
kurs vor dem 31. Dezember 1952 ersetzt ist. Sind 
brauchbare Kurse nicht zustande gekommen, so 
gilt hier wie in anderen Fällen die Bewertung nach 
den Vorschriften des Bewertungsgesetzes. 

Abs. 3 ist an dieser Stelle neu eingefügt, worauf 
oben bereits hingewiesen wurde. Ihm ist noch eine 
Bestimmung zur Gleichstellung der Fälle von Sitz- 
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Verlegungen nach dem Bundesgebiet nach dem 
Währungsstichtag eingefügt, für die etwas andere 
Bewertungsvorschriften gelten. 

Abs. 4, der das Verhältnis zwischen der Berichti- 
gungsbilanz und der steuerlichen Eröffnungsbilanz 
behandelt, ist gegenüber § 2 Abs. 2 der Regierungs- 
vorlage abgeändert worden. Die Gründe dafür sind 
bereits dargelegt worden. 

Abs, 5, der den Begriff des Eigenkapitals für die 
Berechnung des Substanzwertes festlegt, entspricht 
sachlich unverändert dem § 3 Abs. 2 der Regierungs- 
vorlage. Auf die Begründung dort wird verwiesen. 
Er wurde ergänzt durch eine Bestimmung für 
Fälle, in denen eine Neufestsetzung des Kapitals 
nicht stattgefunden hat, und eine Klarstellung für 
aufgeteilte Kreditinstitute. Die sogenannte „Ketten- 
reaktion“ bei Beteiligungsverhältnissen zwischen 
Mutter-, Tochter- und Enkelgesellschaften wurde 
wie von der Regierungsvorlage auch vom Ausschuß 
nicht vorgesehen. 

Zu § 3 

Die Grundsätze für die hier behandelten nicht- 
börsengängigen Anteile und Wertpapiere wurden 
ebenfalls bereits dargelegt, insbesondere die 
Gründe, die für den Ansatz von 70 v. H. des Sub- 
stanzwertes mit evtl. Paketzuschlag statt von 
80 V. H. ohne Paketzuschlag maßgebend waren. 

Abs. 1 entspricht mit redaktionellen Änderungen 
dem § 3 Abs. 1 der Regierungsvorlage, Abs. 2 dem 
bisherigen Abs. 5 und Abs. 4 dem bisherigen Abs. 3; 
Abs. 3 ist hier neu eingefügt und entspricht dem 
§ 2 Abs. 4 der Ausschußvorlage. 

Zu § 4 

Nach Abs. 1 kommt wie nach § 2 Abs. 4 des Re- 
gierungsentwurfes ein Beteiligungszuschlag nur in 
Frage, wenn mindestens 10 v. H. des Nennkapitals 
im Besitz sind. Zusätzlich wurde klargestellt, daß 
eine Beteiligung in diesem Sinne nicht nur am 
Stichtag der Eröffnungsbilanz, sondern auch am 
Stichtag der Berichtigungsbilanz Vorgelegen haben 
muß und daß auch für die Höhe des Beteiligungs- 
zuschlages bzw. die Zulässigkeit der Bewertung 
nach § 4 Abs. 3 beide Stichtage maßgebend sind. 
Sind Veräußerungen oder andere Veränderungen 
zwischen den beiden Stichtagen vorgenommen wor- 
den, so wird auf die veräußerten oder entnom- 
menen Anteile der § 4 angewandt, wenn diese 
selbst im Zeitpunkt der Veräußerungen usw. eine 
Beteiligung darstellten; vgl. § 5 Abs. 3 Satz 2. Die 
Bewertung von Beteiligungen ist verschieden, je 
nachdem außer der 10 v. H.-Grenze eine Beteili- 
gung von 25 V. H. oder 75 v. H. des Nennkapitals 
erreicht wird. Die Grenze von 25 v. H. empfahl 
sich, weil sie für Schachtelbegünstigungen, Organ- 
verträge und Sperrminoritäten von Bedeutung ist, 
die Grenze von 75 v. H., weil sie bereits eine voll- 
ständige Beherrschung der Gesellschaft ermöglicht. 
Weitergehende Staffelungen vorzunehmen, erschien 


bei der an sich sehr großzügigen Behandlung der 
Beteiligungszuschläge nicht vertretbar. Werden 
10 V. H., nicht aber 75 v. H. des Nennkapitals 
erreicht, so besteht die besondere Bewertung in 
einem Zuschlag zu den sonst errechneten Werten, 
welcher 15 v. H. beträgt, falls ein Viertel des Nenn- 
kapitals nicht erreicht ist, und darüber hinaus 
25 V. H. {§ 4 Abs. 2). Für Beteiligungen von drei 
Viertel des Nennkapitals aufwärts ist in § 4 Abs. 3 
statt eines Zuschlages der volle Ansatz des Anteils 
am Substanzwert vorgesehen. Dies erschien 
gerechtfertigt, eben weil hier von einer vollständi- 
gen Beherrschung gesprochen werden kann. Jedoch 
kann nach Satz 2, falls sich bei Berechnung eines 
Zuschlages zu den sonst zulässigen Werten, der bei 
einer geringeren Beteiligung zulässig wäre, ein 
höherer Wert errechnet, dieser angesetzt werden. . 

Abs. 4 entspricht wieder dem in § 2 Abs. 4 und 
§ 3 Abs. 3 angewandten Grundsatz. 

Zu § 5 

Abs. 1 ist sachlich unverändert aus § 4 Abs. 1 der 
Regierungsvorlage übernommen, auf deren Be- 
gründung verwiesen wird. Hierdurch werden auch 
unangemessen hohe Wertansätze, die etwa auf 
Grund des § 19 DMBG zustande gekommen wären, 
steuerlich berichtigt. 

In Abs. 2 sind Bestimmungen für inzwischen 
erfolgte Umwandlungen oder Verschmelzungen neu 
eingefügt. Die Berichtigung kann danach mit 
steuerlicher Wirkung in der Bilanz des überneh- 
menden Unternehmens (statt in der Bilanz des in- 
zwischen untergegangenen Unternehmens) durch- 
geführt werden, wobei die Eröffnungsbilanz des 
übernehmenden Unternehmens mit Wirkung für 
den Lastenausgleich zu berichtigen ist. Um diese 
Auswirkung im Sinne der Zweischneidigkeit sicher- 
zustellen, mußte die Anwendung der Bestimmung 
auf die Fälle beschränkt werden, wo dieses Unter- 
nehmen eine D-MarkerÖffnungsbilanz aufgestellt 
hat, da der Ausschuß davon ausging, daß eine Berichti- 
gung bei dem untergegangenen Unternehmen nicht 
möglich sei. 

Abs. 3 entspricht dem § 4 Abs. 2 der Regierungs- 
vorlage mit den bereits besprochenen Abänderun- 
gen. Da der Veräußerungserlös oder der Teilwert 
entnommener Papiere und Anteile jetzt für die 
Bewertung nicht mehr maßgebend ist, konnten die 
Abs. 2 und 3 der Regierungsvorlage zusammen- 
gezogen werden und Abs. 3 entfallen. Wegen 
Satz 2 vergleiche die Bemerkung zu § 4 der Aus- 
schußvorlage. 

Abs. 4 entspricht dem Grundsatz des § 2 Abs. 3 
der Ausschußvarlage. 

Zu § 6 

In diesem Paragraphen sind die Bestimmungen 
über die Wertpapiere und Anteile, die nicht vom 
Gesetz erfaßt werden, zusammengefaßt und ergänzt 
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worden. Sie fanden sich in § 2 Abs. 5 und § 3 
Abs. 4 der Regierungsvorlage. Zur Klarstellung 
sind auch die noch nicht umgestellten Reichsanlei- 
hen usw. aufgeführt worden. 

Zu §§ 7 und 8 

Die Berichtigung und Festsetzung der endgülti- 
gen Werte erfolgt in der sogenannten Berichtigungs- 
bilanz, die in der Regel die Jahresbilanz für das 
Geschäftsjahr ist, das am 31. Dezember 1955 endet 
oder läuft; in besonderen Fällen, in denen Hinde- 
rungsgründe vorliegen, zu anderen Zeitpunkten, 
Diese Bestimmungen sind im wesentlichen sachlich 
unverändert aus der Regierungsvorlage übernom- 
men, auf deren Begründung verwiesen wird. 

§ 7 Abs. 1 entspricht dem § 5 Abs. 1 der Regie- 
rungsvorlage unter Einfügung der Bestimmung, 
daß die Berichtigung grundsätzlich für alle Wert- 
papiere und Anteile in derselben Bilanz vorge- 
nommen werden muß. 

Abs. 1 Satz 3 ist eine ergänzende Bestimmung 
für die neu eingefügten Fälle, in denen lediglich 
die steuerliche Eröffnungsbilanz berichtigt wird. 

Die Abs. 2, 3 und 5 entsprechen den Abs. 2 bis 5 
der Regierungsvorlage. Abs. 4 ist wegen der in 
§ 5 Abs. 2 behandelten Fälle der Umwandlung usw. 
notwendig geworden. 

§ 8 entspricht sachlich unverändert dem § 6 der 
Regierungsvorlage. 

Zu § 9 

Für Geldinstitute, Versicherungsunternehmen 
und Bausparkassen gelten die Vorschriften des 
DMBG nicht unmittelbar, da sie besonderen um- 
stellungsrechtlichen Vorschriften unterliegen. Um 
trotzdem auch diesen Unternehmen den Ansatz 
der neuen höheren Werte zu ermöglichen, mußte eine 
Sonderregelung getroffen werden. Außerdem fin- 
det hier eine Parallele statt zu der den Groß- 
banken nach dem Gesetz über den Niederlas- 
sungsbereich von Kreditinstituten gegebenen Mög- 
lichkeit, ihre Wertpapierbestände zur Erzielung 
eines besseren Bilanzbildes mit steuerlichen Be- 
günstigungen aufzuwerten. Eine entsprechende 
Möglichkeit konnte den anderen Instituten, 
schon des Öffentlichen Interesses an den Aus- 
weisen der Bankbilanzen halber, nicht verwei- 
gert werden. Der Ausschuß hat dem Weg der Re- 
gierungsvorlage zugestimmt, wonach hier die Neu- 
bewertung ohne Wirkung für die Umstellungs- 
rechnung vorgenommen werden kann. Da die Geld- 
institute, Versicherungsunternehmen und Bauspar- 
kassen, die Ausgieichsforderungen erhalten haben, 
nicht dem Lastenausgleich unterliegen und des- 
wegen die Zweischneidigkeit der Berichtigungen 
in der Eröffnungsbilanz nicht gegeben ist, sollen 
diese Unternehmen 30 v. H. des Berichtigungsbe- 
trages in Ausgleichsforderungen zurückgewähren. 
Im einzelnen darf deswegen auf die Begründung 
zu § 8 der Regierungsvorlage verwiesen werden. Es 
ist jedoch entsprechend der Forderung des Bundes- 


rates der Zinsanspruch für die zurückzugewährenden 
Ausgleichsforderungen den Unternehmen nicht bis 
zum Stichtag der Berichtigungsbilanz, sondern nur 
bis zum 31. Dezember 1953 belassen worden. Insbe- 
sondere mit dieser Maßgabe schien den Ausschüssen 
die Angemessenheit der finanziellen Behandlung im 
Verhältnis zu der für die Großbanken getroffenen 
Regelung gegeben, worauf sie Wert legten. Ande- 
rerseits ist klargesteilt worden, daß höchstens der 
Betrag der zugeteilten Ausgleichsforderungen zu- 
rückzugewähren ist. 

Nach den Vorschriften, auf die § 8 Abs. 3 der 
Regierungsvorlage Bezug nimmt, wären die aus 
den Berichtigungen sich ergebenden Beträge grund- 
sätzlich Rücklagen zuzuführen. Es kann jedoch in 
bestimmten Fällen, insbesondere bei Versicherungs- 
gesellschaften, auch Interesse daran bestehen, statt 
dessen sie zur Ergänzung unzureichender Pensions- 
rücksteliungen zu verwenden. Dies wird durch 
Abs. 4 Satz 2 ermöglicht. 

Die übrigen Abänderungen gegenüber der Regie- 
rungsvorlage sind technischer Natur für bestimmte 
Spezialfälle; eine besondere Erläuterung dürfte sich 
erübrigen. 

Zu § 10 

Er entspricht dem § 9 der Regierungsvorlage. Die 
vom Bundesrat vorgeschlagene Klarstellung wegen 
§ 47 Abs. 4 DMBG sowie eine weitere Klarstellung 
wegen des abweichenden Bewertungsstichtages in 
Berlin sind aufgenommen worden. 

Zu § 11 

Er entspricht unter redaktionellen Änderungen 
sachlich dem § 10 der Regierungsvorlage. Die in 
Abs. 1 neu eingefügte Bestimmung soll sicherstel- 
len, daß Abschreibungen von Werterhöhungen in 
der Eröffnungsbilanz nur in der Berichtigungs- 
bilanz, nicht aber in den Zwischenbilanzen, vor- 
genommen werden können. Außerdem ist die vom 
Bundesrat vorgeschlagene Ergänzung aufgenommen 
worden. 

Zu Abs. 4 vergleiche die Bemerkung zu § 1. 

Zu § 12 

Der Text entspricht mit Ausnahme einer in Nr. 4 
vorgenommenen redaktionellen Änderung dem § 11 
der Regierungsvorlage, auf deren Begründung ver- 
wiesen wird. Die neu eingefügten Nr. 11 und 12 
sind bereits besprochen. 

Zu § 13 

Wie die Regierungsvorlage § 12. 

Zu §§ 14 bis 15 

In § 14 wurde durch Neufassung des § 13 der 
Regierungsvorlage klargestellt, daß unter Rück- 
erstattungsvorgängen auch die Ausführung der 
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Kontrollratsdirektive 50 zu verstehen ist; außer- 
dem wurde die Sechsmonatsfrist auf ein Jahr ver- 
längert, weil sie als zu kurz befunden wurde. 

§ 15 ist unverändert wie § 14 Regierungsvorlage. 


Zu §§ 16 bis 20, §§ 21 und 22, § 23, §§ 24 bis 29 

Die Vorschriften entsprechen den Art. 5, 6, 7 
und 8 der Regierungsvorlage, auf die samt ihrer 
Begründung Bezug genommen wird. Es wurde 
lediglich im § 25 Abs. 2 eine redaktionelle Ver- 
besserung angebracht und in § 29 durch Satz 2 
und 3 eine Ergänzung zur Klarstellung vorge- 
nommen. 


Zu §§ 30 und 31 

In § 31 Abs. 3 wurde dem redaktionellen Vor- 
schlag des Bundesrates gefolgt, im übrigen der 
Regierungsvorlage. 


Zu § 32 

Als Zeitpunkt des Inkrafttretens wurde der 
1. August 1955 vorgesehen. Es wird Wert darauf 
gelegt, daß das Gesetz gleichzeitig in Berlin (West) 
und im Bundesgebiet in Kraft tritt, und es kann 
damit gerechnet werden, daß das Gesetzgebungs- 
verfahren rechtzeitig vor diesem Zeitpunkt sowohl 
hier wie in Berlin abgeschlossen werden kann. 

3. Die Beschlußfassungen im Sinne des Berichtes 
sind in allen beteiligten Ausschüssen einstimmig 
erfolgt. 


Bonn, den 3. Mai 1955 


Seuffert 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 1019 — in der 
nachstehenden Fassung anzunehmen. 

Bonn, den 3. Mai 1955 

Der Ausschuß für Finanz- und Steuerfragen 


Dr. Wellhausen 

Vorsitzender 


Seuffert 

Berichterstatter 



Beschlüsse des 19. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 

über weitere Ergänzungen und Änderungen des D-Markbilanzgesetzes 
sowie über Ergänzungen des Altbanken-Bilanz-Gesetzes 
(Drittes D-Markbilanzergänzungsgesetz) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Endgültige Wertansätze für Wertpapiere 
und Anteile sowie für Vermögensgegenstände 
in Berlin (West) 

§ 1 

(1) Die Werte, mit denen Wertpapiere und An- 
teile in einer nach § 1 des D-Markbilanzgesetzes 
oder nach §§ 2 bis 4 des D-Markbilanzergänzungs- 
gesetzes aufgestellten und vor dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes festgestellten Eröffnungsbilanz ein- 
gesetzt worden sind, gelten als vorläufige Werte im 
Sinne des D-Markbilanzgesetzes ; das gleiche gilt 
für Werte, mit denen Wertpapiere und Anteile in 
einer nach § 2 Abs. 1 des D-Markbilanzgesetzes auf- 
gestellten Eröffnungsbilanz eingesetzt worden sind. 
Die vorläufigen Werte können durch Einsetzung 
endgültiger Werte berichtigt werden; sie müssen 
berichtigt werden, soweit sie nach den Vorschriften 
dieses Gesetzes als endgültige Werte nicht bei- 
behalten werden können. Auf die Berichtigung sind 
§§ 47, 73 Abs. 4, § 74 Abs. 2 und 3 des D-Mark- 
bilanzgesetzes anzuwenden; soweit nur die steuer- 
liche Eröffnungsbilanz berichtigt wird, findet § 73 
Abs. 4, § 74 Abs. 2 und 3 des D-Markbilanzgesetzes 
entsprechende Anwendung. 

(2) Absatz 1 gilt nicht für Werte, mit denen 
eigene Aktien oder Geschäftsanteile eingesetzt wor- 
den sind. 

§ 2 

(1) Anteile an Kapitalgesellschaften (Aktienge- 
sellschaften, Kommanditgesellschaften auf Aktien, 
Gesellschaften mit beschränkter Haftung, bergrecht- 
liche Gewerkschaften, Kolonialgesellschaften), die 
am 21. Juni 1948 im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
an einer deutschen Börse zum amtlichen Börsenhan- 
del zugelassen waren oder im geregelten Freiver- 
kehr gehandelt worden sind, können endgültig 
höchstens mit siebzig vom Hundert des Betrages 
angesetzt werden, der anteilmäßig auf sie von dem 
Eigenkapital der Kapitalgesellschaft entfällt; ein am 
21. Juni 1948 bestehendes Verbot des Handels sol- 
cher Anteile ist für ihre Behandlung als zum amt- 
lichen Börsenhandel zugelassene Anteile ohne Be- 
deutung. Ist der auf den 31. Dezember 1952 fest- 
gesetzte Steuerkurswert niedriger, so kann endgül- 
tig höchstens der Steuerkurswert angesetzt werden. 
Ist ein Steuerkurswert auf den 31. Dezember 1952 
nicht festgesetzt, so gilt für die Bewertung der An- 
teile Satz 1. 


(2) Wertpapiere, die am 21. Juni 1948 im Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes an einer deutschen 
Börse zum amtlichen Börsenhandel zugelassen 
waren oder im geregelten Freiverkehr gehandelt 
worden sind, aber keine Anteile an Kapitalgesell- 
schaften verkörpern, können endgültig höchstens 
mit dem Wert nach dem letzten in der Zeit vom 
1. Oktober bis 31. Dezember 1952 zustande gekom- 
menen Börsenkurs angesetzt werden. Ist ein Börsen- 
kurs in dieser Zeit nicht zustande gekommen, so gilt 
für die endgültige Bewertung § 3 Abs. 2. 

(3) Ist der auf den 31. Dezember 1948 festgesetzte 
Steuerkurswert oder, wenn ein solcher nicht fest- 
gesetzt ist, der von der Bank deutscher Länder für 
die Umstellungsrechnung der Geldinstitute auf den 
31. Dezember 1948 veröffentlichte Wert höher als 
der nach den Absätzen 1 oder 2 zulässige Höchst- 
wert, so kann endgültig höchstens der auf den 
31. Dezember 1948 festgesetzte Steuerkurswert oder 
bei dessen Fehlen der von der Bank deutscher Län- 
der veröffentlichte Wert angesetzt werden. Waren 
in einer nach § 2 Abs. 1 des D-Markbilanzergän- 
zungsgesetzes aufgestellten Eröffnungsbilanz Wert- 
papiere und Anteile nach § 39 Abs. 1, § 40 des Han- 
delsgesetzbuchs zu bewerten, so können die nach 
diesen Vorschriften zulässigen Werte beibehalten 
werden, auch wenn sie höher als die nach den Ab- 
sätzen 1 oder 2 oder nach Satz 1 zulässigen Werte 
sind. 

(4) Ist der Wert nach dem Börsenkurs am Stich- 
tag der Jahresbilanz, in welcher der endgültige Wert 
angesetzt wird {Berichtigungsbilanz), niedriger als 
der nach den Absätzen 1 bis 3 zulässige Höchstwert, 
so kann in der Berichtigungsbilanz endgültig höch- 
stens dieser Kurswert angesetzt werden. Ist ein 
Börsenkurs am Stichtag der Berichtigungsbilanz nicht 
zustande gekommen, so tritt an die Stelle dieses 
Börsenkurses der letzte innerhalb von drei Mona- 
ten vor dem Stichtag der Berichtigungsbilanz zu- 
stande gekommene Börsenkurs. Ist auch in dieser 
Zeit ein Börsenkurs nicht zustande gekommen, so 
kann der nach den Absätzen 1 bis 3 zulässige 
Höchstwert in der Berichtigungsbilanz angesetzt 
werden, soweit nicht die Grundsätze ordnungs- 
mäßiger Buchführung Abschreibungen oder Wert- 
berichtigungen auf den Stichtag der Berichtigungs- 
bilanz nötig machen. In der steuerlichen Eröffnungs- 
bilanz können in den Fällen der Sätze 1 bis 3 je- 
doch die nach den Absätzen 1 bis 3 zulässigen Werte 
angesetzt werden. 

(5) Eigenkapital im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 
ist die Summe der Beträge, die in der Eröffnungs- 
bilanz der Kapitalgesellschaft als Kapital (Nenn- 
kapital, Kapitalkonten) sowie als gesetzliche oder 
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andere Rücklagen ausgewiesen sind, oder, wenn 
das Kapital nicht neu festgesetzt worden ist, das 
aus dieser Bilanz nach Abzug der Schulden sich er- 
gebende Vermögen. Ist in der Eröffnungsbilanz auf 
der Passivseite eine Lastenausgleichsvermögensab- 
gabe ausgewiesen, so ist ihr ausgewiesener Betrag 
der Summe hinzuzurechnen. Von dem nach den 
Sätzen 1 und 2 sich ergebenden Betrag sind abzu- 
setzen: 

a) der Betrag einer in der Eröffnungsbilanz nicht 
ausgewiesenen Kreditgewinn- oder Hypothe- 
kengewinnabgabe, 

b) der Betrag eines in der Eröffnungsbilanz auf 
der Aktivseite ausgewiesenen Kapitalentwer- 
tungskontos, Kapitalverlustkontos oder Lasten- 
ausgleichsgegenpostens, 

c) der in der Eröffnungsbilanz auf der Aktivseite 
für eigene Aktien oder Geschäftsanteile aus- 
gewiesene Betrag. 

Bei einem Kreditinstitut, das sich ohne Aufstellung 
einer Eröffnungsbilanz den Vorschriften des Ge- 
setzes über den Niederlassungsbereich von Kredit- 
instituten vom 29. März 1952 (Bundesgesetzbl. I 
S. 217) durch Ausgründung von Nachfolgeinstituten 
angepaßt hat, gilt als Eigenkapital im Sinne des 
Absatzes 1 Satz 1 die Summe der in den Eröffnungs- 
bilanzen seiner Nachfolgeinstitute als Kapital sowie 
als gesetzliche oder andere Rücklagen ausgewiese- 
nen Beträge. 

§ 3 

(1) Anteile an Kapitalgesellschaften, die nicht 
unter § 2 Abs, 1 fallen, können endgültig höchstens 
mit siebzig vom Hundert des Betrages angesetzt 
werden, der anteilmäßig auf sie von dem Eigen- 
kapital der Kapitalgesellschaft entfällt; § 2 Abs. 5 
gilt entsprechend. Ist der auf den 31. Dezember 1948 
nach § 13 Abs. 2 des Bewertungsgesetzes für solche 
Anteile festgesetzte Wert höher, so kann endgültig 
höchstens dieser Wert angesetzt werden. 

(2) Wertpapiere, die keine Anteile an Kapital- 
gesellschaften verkörpern und nicht unter § 2 Abs. 2 
fallen, können endgültig höchstens mit dem Wert 
angesetzt werden, der sich für sie nach § 14 des Be- 
wertungsgesetzes oder, wenn die Wertpapiere Ge- 
nußscheine sind, nach § 13 Abs. 2 des Bewertungs- 
gesetzes auf den 31. Dezember 1948 ergibt. 

(3) In der Berichtigungsbilanz kann ein nach den 
Absätzen 1 oder 2 zulässiger Wert nur angesetzt 
werden, soweit nicht die Grundsätze ordnungs- 
mäßiger Buchführung Abschreibungen oder Wert- 
berichtigungen auf den Stichtag der Berichtigungs- 
bilanz nötig machen. In der steuerlichen Eröffnungs- 
bilanz kann jedoch der nach den Absätzen 1 oder 2 
zulässige Wert angesetzt werden. 

(4) Ein Anteil an einer Personengesellschaft kann 
in der Berichtigungsbilanz endgültig höchstens mit 
dem Betrag angesetzt werden, auf den sich der 
Kapitalanteil des Gesellschafters in der Personen- 
gesellschaft am Stichtag der Berichtigungsbilanz be- 
läuft. In der steuerlichen Eröffnungsbilanz ist der 
Anteil endgültig mit dem Betrag anzusetzen, der 
sich als Kapitalanteil des Gesellschafters aus der 
steuerlichen Eröffnungsbilanz der Personengesell- 
schaft ergibt. 


§ 4 

(1) Anteile an Kapitalgesellschaften, die eine Be- 
teiligung darstellen, können endgültig höchstens mit 
den in den folgenden Absätzen bestimmten Werten 
angesetzt werden. Als Beteiligung gelten nur An- 
teile, deren Nennbeträge insgesamt den zehnten 
Teil des Nennkapitals der Kapitalgesellschaft er- 
reichen, sowie Kuxe, deren Zahl insgesamt den 
zehnten Teil der Kuxe der bergrechtlichen Gewerk- 
schaft erreicht. Ob eine Beteiligung vorliegt und 
welchen Teil des Nennkapitals der Kapitalgesell- 
schaft oder der Kuxe der bergrechtlichen Gewerk- 
schaft sie umfaßt, bestimmt sich nach den am Stich- 
tag der Berichtigungsbilanz noch vorhandenen An- 
teilen. 

(2) Eine Beteiligung, die weniger als ein Viertel 
des Nennkapitals der Kapitalgesellschaft oder der 
Kuxe der bergrechtlichen Gewerkschaft umfaßt, 
kann endgültig höchstens mit dem nach § 2 Abs. 1 
und 3, § 3 Abs. 1 zulässigen Wert zuzüglich eines 
Zuschlags in Höhe von fünfzehn vom Hundert die- 
ses Wertes angesetzt werden. Der Zuschlag beträgt 
fünfundzwanzig vom Hundert des nach § 2 Abs. 1 
und 3, § 3 Abs. 1 zulässigen Wertes, wenn die Be- 
teiligung mindestens ein Viertel, aber weniger als 
drei Viertel des Nennkapitals der Kapitalgesell- 
schaft oder der Kuxe der bergrechtlichen Gewerk- 
schaft umfaßt. 

(3) Eine Beteiligung, die mindestens drei Viertel 
des Nennkapitals der Kapitalgesellschaft oder der 
Kuxe der bergrechtlichen Gewerkschaft umfaßt, 
kann endgültig höchstens mit dem vollen Betrag 
angesetzt werden, der anteilmäßig auf sie von dem 
Eigenkapital der Kapitalgesellschaft entfällt; § 2 
Abs. 5 gilt entsprechend. Ist für die Bewertung der 
Anteile § 2 Abs. 3 oder § 3 Abs. 1 Satz 2 maßgebend 
und ergibt sich für die Beteiligung unter Zugrunde- 
legung dieser Wertansätze zuzüglich eines Zu- 
schlags in Höhe von fünfundzwanzig vom Hundert 
dieser Wertansätze ein höherer Wert, so kann end- 
gültig höchstens dieser höhere Wert angesetzt wer- 
den. 

(4) In der Berichtigungsbilanz können die nach 
den Absätzen 2 oder 3 zulässigen Werte nur an- 
gesetzt werden, soweit nicht die Grundsätze ord- 
nungsmäßiger Buchführung Abschreibungen oder 
Wertberichtigungen auf den Stichtag der Berichti- 
gungsbilanz nötig machen. In der steuerlichen Er- 
öffnungsbilanz kann jedoch der nach den Absätzen 
2 oder 3 zulässige Wert angesetzt werden. 


§ 5 

(1) Ist in einer Eröffnungsbilanz für eine Beteili- 
gung im Sinne des § 4 ein höherer Wert als der 
nach §§ 2 bis 4 zulässige endgültige Wert eingesetzt 
worden, so kann dieser Wertansatz in der Berichti- 
gungsbilanz als endgültiger Wert beibehalten wer- 
den, soweit nicht die Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung Abschreibungen oder Wertberichtigun- 
gen auf den Stichtag der Berichtigungsbilanz nötig 
machen. In der steuerlichen Eröffnungsbilanz ist der 
Wertansatz durch Einsetzung des nach §§ 2 bis 4 
zulässigen Höchstwertes zu berichtigen. 
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(2) Sind Wertpapiere oder Anteile infolge einer 
Umwandlung oder Verschmelzung auf ein anderes 
Unternehmen, das eine Eröffnungsbilanz auf den 
21. Juni 1948 aufgestellt hat, übergegangen, ohne 
daß ihr vorläufiger Wertansatz in einer Handels- 
bilanz der übertragenden Gesellschaft vorher be- 
richtigt worden ist, so können die Werte, mit denen 
die Wertpapiere und Anteile in der Handelsbilanz 
des anderen Unternehmens angesetzt sind, berich- 
tigt werden. Die Wertpapiere und Anteile können 
handelsrechtlich höchstens mit dem nach §§ 2 bis 4 
endgültig zulässigen Wert angesetzt werden; steuer- 
lich kann höchstens der nach § 2 Abs. 1 bis 3, § 3 
Abs. 1, 2 oder 4, § 4 Abs. 2 oder 3 endgültig zu- 
lässige Wert angesetzt werden. Die steuerliche Er- 
öffnungsbilanz des anderen Unternehmens ist auf 
der Aktivseite durch Einsetzung eines besonderen 
Postens in Höhe des Betrages zu berichtigen, um 
den der Wertansatz der Wertpapiere und Anteile 
steuerlich berichtigt worden ist; dieser besondere 
Posten gilt als Wirtschaftsgut im Sinne des Bewer- 
tungsgesetzes. 

(3) Sind Wertpapiere und Anteile, ohne daß ihr 
vorläufiger Wertansatz in einer Handelsbilanz vor- 
her berichtigt worden ist, vor dem Stichtag der in 
§ 7 Abs. 1 oder 2 als letzte Berichtigungsbilanz be- 
stimmten Bilanz veräußert oder aus dem Betriebs- 
vermögen entnommen worden, so können sie in 
der steuerlichen Eröffnungsbilanz höchstens mit dem 
nach § 2 Abs. 1 bis 3, § 3 Abs. 1, 2 oder 4 endgültig 
zulässigen Wert angesetzt werden. Soweit die ver- 
äußerten oder entnommenen Anteile im Zeitpunkt 
der Veräußerung oder Entnahme eine Beteiligung 
im Sinne des § 4 Abs. 1 Satz 2 darstellten, kann in 
der steuerlichen Eröffnungsbilanz endgültig höch- 
stens der nach § 4 Abs. 2 oder 3 zulässige Wert an- 
gesetzt werden, 

(4) Ist für eine Beteiligung an einer umgewandel- 
ten Kapitalgesellschaft in der steuerlichen Eröff- 
nungsbilanz des Gesellschafters nach §§ 8, 10 Abs. 2 
des D-Markbilanzergänzungsgesetzes ein höherer 
Wert als der nach §§ 2 bis 4 zulässige endgültige 
Wert eingesetzt worden, so kann dieser Wertansatz 
beibehalten werden. 

§ 6 

(1) Die §§ 1 bis 5 gelten nicht für 

a) Anteile an Gesellschaften mit Sitz außer- 
halb des Geltungsbereichs dieses Gesetzes, 

b) Wertpapiere, die von Schuldnern mit Sitz 
außerhalb des Geltungsbereichs dieses Ge- 
setzes ausgegeben worden sind, 

c) Wertpapiere, deren Nennbeträge nach § 14 
des Umstellungsgesetzes nicht auf Deutsche 
Mark umgestellt sind. 

Ist der Sitz der Gesellschaft oder des Schuldners in 
Berlin, so gelten die §§ 1 bis 5 nicht, wenn sich die 
Geschäftsleitung außerhalb des Geltungsbereichs 
dieses Gesetzes befindet. 

(2) Die §§ 1 bis 5 gelten ferner nicht für Anteil- 
scheine an der Deutschen Reichsbank; sie sind bis 
zur Regelung der Ansprüche ihrer Inhaber vorläufig 
mit einem Erinnerungsposten von einer Deutschen 
Mark anzusetzen. 


§ 7 

(1) Eine Berichtigung der vorläufigen Wertansätze 
durch Einsetzung von endgültigen Wertansätzen 
nach §§ 2 bis 4 muß spätestens in der Jahresbilanz 
für das am 31. Dezember 1955 endende oder lau- 
fende Geschäftsjahr erfolgen. Sie muß für alle Wert- 
papiere und Anteile in derselben Jahresbilanz vor- 
genommen werden; können einzelne Wertansätze 
noch nicht berichtigt werden, weil die Eröffnungs- 
bilanz des Unternehmens, an dem die Anteile be- 
stehen, noch nicht festgestellt ist, so muß die Be- 
richtigung dieser Wertansätze spätestens in der 
Jahresbilanz erfolgen, die nach Feststellung der Er- 
öffnungsbilanz aufgestellt wird. In den Fällen des 
§ 2 Abs. 4 Satz 4, § 3 Abs. 3 Satz 2, § 4 Abs. 4 Satz 2 
muß die Berichtigung der steuerlichen Eröffnungs- 
bilanz spätestens an dem Tage erfolgen, an dem die 
in Satz 1 oder 2 bezeichnete Jahresbilanz beim 
Finanzamt eingereicht wird. 

(2) Vorläufige Wertansätze für Wertpapiere, die 
auf Grund der Wertpapierbereinigung kraftlos ge- 
worden sind, können erst berichtigt werden, wenn 
im Wertpapierbereinigungsverfahren für das Wert- 
papier Gutschrift auf Sammeldepotkonto erteilt 
worden ist. Die Berichtigung muß spätestens in der 
Jahresbilanz für’ das Geschäftsjahr erfolgen, in dem 
die Auslieferung der auf die Gutschrift entfallenden 
Einzelurkunden verlangt werden kann. 

(3) Kann in einem Fall des § 5 Abs. 1 der ein- 
gesetzte Wert nicht beibehalten werden, so sind die 
handelsrechtlich erforderlichen Abschreibungen oder 
Wertberichtigungen spätestens in der in Absatz 1 
Satz 1 bestimmten Jahresbilanz vorzunehmen. Die 
steuerliche Eröffnungsbilanz ist spätestens an dem 
Tage zu berichtigen, an dem die in Satz 1 bezeich- 
nete Jahresbilanz beim Finanzamt eingereicht wird. 
Absatz 1 Satz 2 zweiter Halbsatz gilt sinngemäß. 

(4) In einem Fall des § 5 Abs. 2 muß die Berichti- 
gung spätestens in der Jahresbilanz für das Ge- 
schäftsjahr erfolgen, in dem die Wertpapiere und 
Anteile übergegangen sind. Sind die Wertpapiere und 
Anteile vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes über- 
gegangen und ist die in Satz 1 bezeichnete Jahres- 
bilanz beim Inkrafttreten dieses Gesetzes bereits 
festgestellt, so tritt an ihre Stelle die erste nach 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes festgestellte Jah- 
resbilanz. Die Berichtigung der steuerlichen Eröff- 
nungsbilanz muß spätestens an dem Tage erfolgen, 
an dem die in Satz 1 oder 2 bezeichnete Jahres- 
bilanz beim Finanzamt eingereicht wird. Absatz 1 
Satz 2 zweiter Halbsatz gilt sinngemäß. 

(5) In einem Fall des § 5 Abs. 3 muß die Berichti- 
gung der steuerlichen Eröffnungsbilanz spätestens 
an dem Tage erfolgen, an dem die Bilanz für das 
Geschäftsjahr, in dem die Wertpapiere oder Anteile 
veräußert oder entnommen wurden, beim Finanz- 
amt eingereicht wird. Sind vor dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes die Wertpapiere oder Anteile ver- 
äußert oder entnommen worden und ist die in Satz 1 
bezeichnete Bilanz bereits eingereicht worden, so 
tritt an die Stelle dieser Bilanz die erste Bilanz nach 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes. Absatz 1 Satz 2 
zweiter Halbsatz gilt sinngemäß. 
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§ 8 

(1) Werden Wertansätze, die nach §§ 1 bis 4 be- 
richtigt werden können, nicht spätestens in der in 
§ 7 Abs. 1, 2 oder 4 als letzte Berichtigungsbilanz 
bestimmten Bilanz oder an dem in § 7 Abs. 5 be- 
stimmten Tage berichtigt, so gelten sie handels- 
rechtlich als endgültige Wertansätze und steuerlich 
als Ausgangswerte. 

(2) Werden Wertansätze, die nach § 5 Abs. 1 be- 
richtigt werden müssen, nicht spätestens in der in 
§ 7 Abs. 3 als letzte Berichtigungsbilanz bestimmten 
Bilanz oder an dem in § 7 Abs. 3 oder 5 bestimmten 
Tage berichtigt, so gelten die nach § 5 Abs. 1 zu- 
lässigen endgültigen Höchstwerte handelsrechtlich 
für die letzte Berichtigungsbilanz und die künftigen 
Jahresbilanzen als Anschaffungs- oder Herstellungs- 
kosten im Sinne der in § 5 Abs. 2 des D-Markbilanz- 
gesetzes angeführten gesetzlichen Vorschriften, 
steuerrechtlich als Ausgangswerte für die steuer- 
liche Eröffnungsbilanz und die künftigen Bilanzen. 

(3) Für die Bewertung von Wertpapieren und 
Anteilen in einer Eröffnungsbilanz im Sinne des § 1 
Abs. 1, die erst nach dem Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes festgestellt wird, gelten an Stelle der Be- 
wertungsvorschriften des D-Markbilanzgesetzes die 
nach §§ 2 bis 5 zulässigen Werte; die eingesetzten 
Werte sind endgültige Wertansätze. Ist bei der Auf- 
stellung einer solchen Eröffnungsbilanz die Eröff- 
nungsbilanz des Unternehmens, an dem die Anteile 
bestehen, noch nicht festgestellt oder ist für Wert- 
papiere, die auf Grund der Wertpapierbereinigung 
kraftlos geworden sind, Gutschrift auf Sammeldepot- 
konto noch nicht erteilt worden, so sind diese An- 
teile und Wertpapiere nach den Vorschriften des 
D-Markbilanzgesetzes zu bewerten; die eingesetz- 
ten Werte sind vorläufige Wertansätze, für ihre 
Berichtigung gelten §§ 1 bis 6, § 7 Abs. 1 Satz 2, 
Abs. 2 und 5 entsprechend. 

§ 9 

(1) Die §§ 1 bis 8 sind auf Werte, mit denen Wert- 
papiere und Anteile in einer nach § 1 der Zweiund- 
vierzigsten Durchführungsverodnung zum Umstel- 
lungsgesetz, § 1 der Dreiundvierzigsten Durchfüh- 
rungsverordnung zum Umstellungsgesetz, § 3 der 
Vierundvierzigsten Durchführungsverordnung zum 
Umstellungsgesetz aufgestellten Eröffnungsbilanz 
eines Geldinstituts, eines Versicherungsunterneh- 
mens oder einer Bausparkasse eingesetzt worden 
sind, ohne Wirkung auf die Umstellungsrechnung 
der Unternehmen anzuwenden. 

(2) Berichtigt ein Unternehmen auf Grund des Ab - 
satzes 1 Wertansätze für Wertpapiere und Anteile, 
so hat es, sobald seine Umstellungsrechnung endgül- 
tig bestätigt ist, ihm auf Grund des § 11 Abs. 1 oder 
des § 24 Abs. 2 des Umstellungsgesetzes oder des 
§ 3 Abs. 1 der Dreiunddreißigsten Durchführungsver- 
ordnung zum Umstellungsgesetz zugeteilte Aus- 
gleichsforderungen in Höhe von dreißig vom Hun- 
dert des Betrages, um den der berichtigte Wertansatz 
den Wertansatz für diese Wertpapiere und Anteile 
in der Umstellungsrechnung übersteigt, höchstens je- 
doch den Betrag der zugeteilten Ausgleichsforderun- 
gen zurückzugewähren. Das Unternehmen hat hin- 


sichtlich der zurückzugewährenden Ausgleichsforde- 
rungen Anspruch auf Zinsen bis zum 31. Dezember 
1953. Sind Zinsen für die Zeit nach dem 31. Dezember 
1953 gezahlt oder Abschlagszahlungen auf solche 
Zinsen geleistet v/orden, so hat das Unternehmen 
diese zu erstatten und vom Zeitpunkt der Zahlung 
bis zur Erstattung mit jährlich fünf vom Hundert zu 
verzinsen. 

(3) Bis zur endgültigen Bestätigung der Umstel- 
lungsrechnung ist die Verpflichtung zur Zahlung von 
Zinsen und Tilgungsbeträgen für die Ausgleichsfor- 
derungen bis zur Höhe von dreißig vom Hundert des 
Betrages ausgesetzt, um den die auf Grund des Ab- 
satzes 1 berichtigten Wertansätze die Wertansätze 
für diese Wertpapiere und Anteile in der Umstel- 
lungsrechnung nach dem Stand am Stichtag der Be- 
richtigungsbilanz übersteigen. Soweit auf diese Aus- 
gleichsforderungen bereits Zinsen für die Zeit nach 
dein 31. Dezember 1953 gezahlt oder Abschlagszah- 
lungen auf solche Zinsen geleistet worden sind, gilt 
Absatz 2 Satz 3 vorbehaltlich der endgültigen Ab- 
rechnung nach Absatz 2 entsprechend. 

(4) Bei einer Berichtigung nach Absatz 1 sind han- 
delsrechtlich auf den Unterschiedsbetrag zwischen 
dem berichtigten Wertansatz, gekürzt um den Betrag 
der Rückstellung für die zurückzugewährenden Aus- 
gleichsforderimgen, und dem in der Umstellungsrech- 
nung nach dem Stand am Stichtag der Berichtigungs- 
bilanz eingesetzten Wert § 14 der Zweiundvierzig- 
sten Durchführungsverordnung zum Umstellungs- 
gesetz, § 13 der Dreiundvierzigsten Durchführungs- 
verordnung zum Umstellungsgesetz und § 16 der 
Vierundvierzigsten Durchführungsverordnung zum 
Umstellungsgesetz sinngemäß anzuwenden. Der Un- 
terschiedsbetrag kann, sofern die gesetzliche Rück- 
lage (Sonderrücklage, Reservefonds) den sich aus 
gesetzlichen Vorschriften oder aus der Satzung (Ge- 
sellschaftsvertrag, Statut) ergebenden Mindestbetrag 
erreicht, auch einer Rückstellung für Pensionsver- 
pflichtungen bis zur vollen Deckung des Gegenwarts- 
wertes für die bereits am 21. Juni 1948 laufenden 
Pensionen und für die an diesem Tage bestehenden 
Anwartschaften auf Pensionen zugewiesen werden. 

(5) Steuerrechtlich sind auf eine Berichtigung nach 
Absatz 1 § 73 Abs. 4, § 74 Abs. 2 und 3 des D-Mark- 
bilanzgesetzes anzuwenden. Der Betrag der zurück- 
zugewährenden Ausgleichsforderungen ist bei der 
Ermittlung des Einkommens nicht abzugsfähig. 

(6) Wird die Eröffnungsbilanz eines Geldinstituts, 
eines Versicherungsunternehmens oder einer Bau- 
sparkasse erst nach dem Inkrafttreten dieses Geset- 
zes festgestellt und werden für Wertpapiere und An- 
teile auf Grund des Absatzes 1 in Verbindung mit 
§ 8 Abs. 3 in der Eröffnungsbilanz höhere Werte als 
in der ihr zugrunde liegenden Umstellungsrechnung 
eingesetzt, so gelten die Absätze 2 und 3, Absatz 4 
Satz 2 sinngemäß. 

(7) Die vorstehenden Vorschriften sind sinngemäß 
anzuwenden auf Wertpapiere und Anteile, die Geld- 
instituten, Versicherungsunternehmen und Bauspar- 
kassen gehören, in deren Umstellungsrechnung nur 
ein Teil ihrer gesamten Vermögenswerte oder Ver- 
bindlichkeiten einzustellen ist oder die nur eine Um- 
stellungsrechnung nach den in Berlin (West) gelten- 
den Vorschriften aufzustellen haben. Sie gelten nicht 
für Wertpapiere und Anteile, die Berliner Vermö- 
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genswerte im Sinne des § 2 des Altbanken-Bilanz- 
Gesetzes vom 10. Dezember 1953 (Gesetz- und Ver- 
ordnungsblatt für Berlin S. 1488) sind; für die Be- 
rechnung des Anspruchs auf die Gewährung einer 
Ausgleichsforderung nach § 45 Abs. 2 bis 6 sowie 
der Höhe der Inanspruchnahme nach § 37 Abs. 2 des 
Umstellungsergänzungsgesetzes sind jedoch auf Ver- 
langen der Berliner Altbank diese Wertpapiere und 
Anteile mit den Werten, mit denen Geldinstitute im 
Bundesgebiet sie in ihrer endgültig bestätigten Um- 
stellungsrechnung anzusetzen haben, zuzüglich 
dreißig vom Hundert des Unterschiedsbetrages zwi- 
schen diesen Vv^erten und den nach den Vorschriften 
dieses Gesetzes zulässigen Höchstwerten anzusetzen. 

§ 10 

Grundstücke in Berlin (West) und Forderungen 
gegen Schuldner in Berlin (West), die nach §§ 17, 26 
des D-Markbilanzgesetzes bewertet worden sind, 
können endgültig höchstens mit den nach §§16, 24 
des D-Markbilanzgesetzes zulässigen Werten ange- 
setzt werden; dabei tritt in § 16 des D-Markbilanz- 
gesetzes an die Stelle des 21. Juni 1948 der 1. April 
1949. Eine weitere Berichtigung nach § 47 des D- 
Markbilanzgesetzes, mit Ausnahme einer Berichti- 
gung auf Grund des § 47 Abs. 4 des D-Markbilanz- 
gesetzes, ist ausgeschlossen. §7 Abs. 1 Satz 1, §8 
sind entsprechend anzuwenden. 

§ 11 

(1) Führt der Ansatz eines nach §§ 2 bis 5, § 9 zu- 
lässigen Wertes zu einer Berichtigung der steuer- 
lichen Eröffnungsbilanz und ist der berichtigte Wert 
höher als der bisher eingesetzte Wert, so ist der be- 
richtigte Wert in den steuerlichen Bilanzen für Wirt- 
schaftsjahre, die vor dem 31. Dezember 1955 enden, 
beizubehalten. Das gleiche gilt in den Fällen des § 8 
Abs, 3. 

(2) In den Fällen des Absatzes 1 ist § 75 des D- 
Markbilanzgesetzes mit der Maßgabe anzuwenden, 
daß der höhere Wert auch bei Wertfortschreibungen 
auf den 1. Januar 1950, 1. Januar 1951 und 1. Januar 
1952 zu Grunde zu legen ist. §§ 9 und 10 Abs. 1 des 
Gesetzes zur Bewertung des Vermögens für die Ka- 
lenderjaiire 1949 bis 1951 (Mauptveranlagung 1949) 
sind insoweit nicht anzuwenden. Bei Geldinstituten, 
Versicherungsunternehmen und Bausparkassen hat 
der Ansatz der höheren Werte für Wertpapiere und 
Anteile bei der Vermögensteuerhauptveranlagung 
1949 keine Wirkung für die Umstellungsrechnung 
dieser Unternehmen. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht für Anteile 
im Sinne des § 3 Abs. 4. 

(4) Die §§ 1 bis 8, § 10 sowie die vorstehenden Ab- 
sätze sind für die in § 74 Abs. 4 des D-Markbilanzge- 
setzes bezeichneten Steuerpflichtigen sinngemäß an- 
zuwenden. 

Artikel 2 

Änderungen des D-Markbilanzgeselzes 

§ 12 

Das D-Markbilanzgesetz wird wie folgt geändert; 

1. § 5 Abs. 3 des D-Markbilanzgesetzes erhält fol- 
genden Satz 2: 


„Ist in der Eröffnungsbilanz ein nach § 47 berich- 
tigungsfähiger Wert angesetzt worden, so gilt 
Satz 1 entsprechend für den in einer späteren 
Jahresbilanz eingesetzten berichtigten Wert." 

2. § 29 Abs. 1 des D-Markbilanzgesetzes erhält fol- 
gende Fassung: 

„(1) Für die Verpflichtungen aus den bereits 
am 21. Juni 1948 laufenden Pensionen ist eine 
Rückstellung in Höhe eines versicherungsmathe- 
matisch auf der Grundlage eines dreieinhalbpro- 
zentigen Rechnungszinsfußes errechneten Gegen- 
wartswertes auszuweisen. Eine am 21. Juni 1948 
lautende Pension liegt auch vor, wenn der Be- 
rechtigte an diesem Tage die für den Beginn der 
Zahlung der Pension vertraglich vorgesehene 
Altersgrenze erreicht hatte, ihm die Pension aber 
wegen seiner weiteren Tätigkeit noch nicht ge- 
zahlt wurde, dies gilt nicht, wenn schon bei Bil- 
dung der Pensionsrückstellung vor dem 21. Juni 
1948 von einer längeren Tätigkeit dos Berech- 
tigten über den 21. Juni 1948 hinaus ausgegangen 
worden ist. Die Passivierungspflicht füi bereits 
am 21. Juni 1948 laufende Pensionen in der Er- 
öffnungsbilanz und in den künftigen Jahres- 
bilanzen besteht insoweit nicht, als bei vorsich- 
tiger Beurteilung der künftigen Entwdcklung des 
Unternehmens anzunehmen ist, daß die Pensions- 
verpflichtungen aus den Jahreserträgen erfüllt 
wmrden können; Absatz 3 bleibt unberührt." 

3. § 29 Abs. 2 des D-Markbilanzgesetzes erhält fol- 
gende Fassung: 

„(2) Für die am 21. Juni 1948 bestehenden An- 
wartschaften auf Pensionen (Versorgungsan- 
sprüche von Personen, bei denen der Versor- 
gungsfall noch nicht eingetreten ist) braucht in 
der Eröffnungsbilanz eine Rückstellung nicht ans- 
gewiesen zu werden; Absatz 3 bleibt unberührt " 

4. § 29 Abs. 4 des D-Markbilanzgesetzes erhält fol- 
gende Fassung: 

„(4) Ist in der Eröffnungsbilanz für die am 
21. Juni 1948 bestehenden Anwartschaften keine 
Rückstellung ausgewiesen, so kann in den künf- 
tigen Jahresbilanzen eine Rückstellung unter der 
Annahme einer am 21. Juni 1948 neu gegebenen 
Pensionszusage gebildet werden. Das gleiche gilt 
sinngemäß, wenn eine in der Eröffnungsbilanz 
eingestellte Rückstellung den Gegenwartswert 
der Anwartschaften nicht voll deckt." 

5. § 37 Abs 3 Satz 2 des D-Markbilanzgesetzes in 
der Fassung des § 7 Nr. 3 des D-Markbilanzergän- 
zungsgesetzes erhält folgende Fassung: 

„Die Gesellschaft ist verpflichtet, das außer- 
ordentliche Kapitalentwertungskonto innerhalb 
von acht Geschäftsjahren auszugleichen " 

6. § 38 Abs. 5 des D-Markbilanzgesetzes erhält fol- 
genden Satz 2- 

„Ist ein Kapitalverlustkonto ganz oder teilweise 
nach Absatz 1 Buchstabe b in die Eröffnungs- 
bilanz eingestellt worden, so hat die Gesellschaft 
das Kapitalverlustkonto in Höhe des Betrages 
zu tilgen, um den sich eine Vorkriegsrembours- 
verbindlichkeit der Gesellschaft vermindert oder 
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in dessen Höhe die Gesellschaft auf Grund des 
Gesetzes über die innerdeutsche Regelung von 
Vorkriegsremboursverbindlichkeiten vom 20. Au- 
gust 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 999, 1386) einen 
Beitrag zur Erfüllung ihrer Remboursverbind- 
lichkeit erhält." 

7. In § 44 Abs. 6 des D-Markbilanzgesetzes werden 
die Worte „spätestens bis zum 31. Dezembei 
1954" gestrichen. 

8 § 46 Abs 1 Satz 1 des D-Markbilanzgesetzes 
erhält folgende Fassung: 

„Wird ein Kapitalentwertungskonto nicht inner- 
halb der in § 36 Abs. 2 Satz 3, § 37 Abs. 3 Satz 2 
bestimmten Frist ausgeglichen, so hat die Haupt- 
versammlung (Gesellschafterversammlung) spä- 
testens bei der Beschlußfassung über den Jahres- 
abschluß des dritten (achten) Geschäftsjahres die 
Maßnahmen zu beschließen, die erforderlich 
sind, um das Kapitalentwertungskonto auf andere 
Weise als durch Tilgung insbesondere durch 
Ermäßigung des Nennkapitals, ausziigleichen." 

9. § 72a Abs 2 des D-Markbilanzgesetzes erhält 
folgenden Satz 2. 

„Vorerst ist das Konto in Höhe des Betrages zu 
tilgen, um den sich eine Vorkriegsremboursver- 
bindlichkeit des Unternehmens vermindert oder 
in dessen Höhe das Unternehmen auf Grund des 
Gesetzes über die innerdeutsche Regelung von 
Vorkriegsremboursverbindlichkeiten vom 20. Au- 
gust 1953 (Bundesgesetzbl I S. 999, 1386) einen 
Beitrag zur Erfüllung seiner Remboursverbind- 
lichkeit erhält." 

10, § 72 b des D-Markbilanzgesetzes erhält folgende 
Fassung : 

.§ 72 b 

Einlage des Kommanditisten 

(1) Soweit der Betrag der Einlage eines Kom- 
manditisten noch unter Verwendung der Rech- 
nungseinheit Reichsmark in das Handelsregister 
eingetragen ist ist zur Eintragung in das Han- 
delsregister anzumelden, daß an die Stelle die- 
ser Rechnungseinheit die Rechnungseinheit Deut- 
sche Mark getreten istj die Anmeldung ist von 
sämtlichen Gesellschaftern zu bewirken. 

(2) Wird der Kapitalanteil eines Kommandi- 
tisten in der Eröffnungsbilanz auf Grund der 
Neufestsetzung der Kapitalanteile aller Gesell- 
schafter auf einen Betrag in Deutscher Mark neu 
festgesetzt, der niedriger ist als der auf die Ein- 
lage des Kommanditisten in Reichsmark gelei- 
stete Betrag, so ist dies keine Herabminderung 
des Kapitalanteils durch Verlust im Sinne des 
§ 169 Abs. 1 Satz 2 und des § 172 Abs. 4 Satz 2 
des Handelsgesetzbuches." 

11. § 74 Abs. 2 des D-Markbilanzgesetzes erhält fol- 
gende Sätze 2 und 3: 

„Die berichtigten Werte sind auch für die Steu- 
ern vom Einkommen und Ertrag zu Grunde zu 
legen. Dies gilt auch, wenn Veranlagungen 
rechtskräftig sind oder die Verjährungsfrist ab- 
gelaufen ist." 


12. § 74 Abs. 3 Satz 2 des D-Markbilanzgesetzes er- 
hält folgende Fassung: 

„Absatz 2 Satz 2 und 3 sowie § 73 Abs. 5 sind 
entsprechend anzuwenden." 

13. Hinter § 74 des D-Markbilanzgesetzes wird fol- 
gender §74a eingefügt: 

.§ 74 a 

Rückstellungen für Pensionsanwartschaften 

(1) Ist in der Eröffnungsbilanz eine Rückstel- 
lung für eine am 21. Juni 1948 bereits bestehende 
Anwartschaft auf Pension im Sinne des § 29 
Abs. 2 nicht gebildet worden, so kann in den auf 
die Eröffnungsbilanz folgenden Wirtschaftsjah- 
ren die Rückstellung unter der Annahme einer 
am 21 Juni 1948 neu gegebenen Pensionszusage 
gebildet werden. Dabei darf die Rückstellung in 
einem Wirtschaftsjahr den Gewinn für die 
Zwecke der Steuern vom Einkommen und Ertrag 
nur bis zur Höhe des Betrages mindern, der auf 
das Wirtschaftsjahr entfällt, wenn die Rückstel- 
lung nach versicherungsmathematischen Grund- 
sätzen gleichmäßig auf die Zeit von dem 21 Juni 
1948 bis zu dem vertragsmäßig vorgesehenen 
Eintritt des Versorgungsfalls' verteilt wird. Als 
Rechnungszinsfuß sind mindestens dreieinhalb 
vom Hundert zugrunde zu legen. In dem Wirt- 
schaftsjahr, in dem der Versorgungsfall eintritt 
oder der aus der Pensionszusage Berechtigte 
seine Tätigkeit für den Steuerpflichtigen unter 
Beibehaltung des Versorgungsanspruchs been- 
det, darf die Rückstellung den Gewinn bis zu dem 
Betrag mindern, der sich als Unterschied zwischen 
dem versicherungsmathematischen Barwert der 
künftigen Pensionsleistungen und einer nach den 
Grundsätzen der Sätze 1 bis 3 für den Bilanz- 
stichtag des vorangegangenen Wirtschaftsjahrs 
berechneten Rückstellung ergibt. 

(2) Ist durch eine in die Eröffnungsbilanz ein- 
gestellte Rückstellung für eine am 21. Juni 1948 
bereits bestehende Anwartschaft auf Pension im 
Sinne des § 29 Abs, 2 der Gegenwartswert der 
Anwartschaft nicht voll gedeckt, so gilt Absatz 1 
sinngemäß für die Bildung der Rückstellung für 
den noch nicht gedeckten Teil der Anwartschaft." 

14. In § 80 Abs. 3 des D-Markbilanzgesetzes tritt an 
die Stelle des „31. Dezember 1956" der „31. De- 
zember 1958". 

Artikel 3 

Neufestsetzung der Kapitalverhältnisse 
bei bisher davon befreiten Unternehmen 

§ 13 

{ 1 ) Aktiengesellschaften, Kommanditgesellschaften 
auf Aktien und Gesellschaften mit beschränkter Haf- 
tung, die unter § 77 Abs. 3 des D-Markbilanzgesetzes 
fallen oder auf Grund einer besonderen Anordnung 
bisher zur Neufestsetzung ihrer Kapitalverhältnisse 
nicht verpflichtet waren, haben ihre Kapitalverhält- 
nisse nach §§ 35 bis 59 des D-Markbilanzgesetzes in 
Deutscher Mark neu festzusetzen; dies gilt nicht für 
Unternehmen, die aufgelöst sind oder aufgelöst wer- 
den. Ein nach § 36 oder § 37 des D-Markbilanzge- 
setzes in die Eröffnungsbilanz eingestelltes Kapital- 
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entwertungskonto ist spätestens in dem am 31. De- 
zember 1956 endenden oder laufenden Geschäftsjahr 
atiszugleichen. 

(2) Unternehmen, die den Beschluß über die Neu- 
festsetzung ihrer Kapitalverhältnisse nicht bis zum 
31 Dezember 1955 beim Registergericht zur Eintra- 
gung in das Handelsregister angemeldet haben, sind 
mit dem Ablauf dieses Tages aufgelöst. Ist der Be^ 
Schluß über die Neufestsetzung vor dem 31. Dezem- 
ber 1955 angefochten worden, so tritt an die Stelle 
des 31. Dezember 1955 der sechs Monate nach dem 
Tage der Rechtskraft der Entscheidung liegende Tag. 
§ 80 Abs. 3 des D-Markbilanzgesetzes gilt mit der 
Maßgabe, daß die Auflösung auch im Falle dt;s § 36 
des D-Markbilanzgesetzes erst mit Ablauf des 31. De- 
zember 1958 eintritt. 

(3) Die Fortsetzung eines nach Absatz 2 aufge- 
lösten Unternehmens kann nicht beschlossen werden. 


Artikel 4 

Fortsetzung aufgelöster Gesellschaften 
in besonderen Fällen 

§ 14 

Für Aktiengesellschaften, Kommanditgesellschaften 
auf Aktien, Gesellschaften mit beschränkter Haftung 
und Genossenschaften, die nach § 80 Abs. 1 und 4 des 
D-Markbilanzgesetzes oder aus anderen Gründen 
vor der Neufestsetzung ihrer Kapitalverhältnisse 
oder Geschäftsguthaben aufgelöst sind, gelten §§1,2 
des Zweiten D-Markbilanzergänzungsgesetzes, wenn 

a) sie entzogene Vermögensgegenstande erst auf 
Grund eines nach dem 30. Juni 1953 rechtskräftig 
erledigten Rückerstattungsverfahrens wiederer- 
langt haben oder wiedereilangen oder 

b) sie nach dem 30. Juni 1953 gemäß den Vorschrif- 
ten der Direktive Nr. 50 des Alliierten Kontroll- 
rats vom 29. April 1947 (Amtsblatt des Kontroll- 
rats in Deutschland S. 275) Vermögensgegen- 
stände zurückerhalten haben oder zurückerhalten 
oder wenn die an ihnen bestehenden Anteile 
nach dem genannten Zeitpunkt gemäß diesen 
Vorschriften übertragen werden. 

Die Fortsetzung kann jedoch 

im Falle des Buchstaben a bis zum Ablauf des 
ein Jahr nach dem Tage der rechtskräftigen Er- 
ledigung des Rückerstattungsverfahrens liegen- 
den Tages, 

im Falle des Buchstaben b bis zum Ablauf des ein 
Jahr nach dem Tage der Übertragung der Ver- 
mögensgegenstände oder Anteile liegenden 
Tages, 

in beiden Fällen mindestens jedoch bis zum Ablauf 
des ein Jahr nach dem Tage des Inkrafttretens dieses 
Gesetzes liegenden Tages beschlossen werden. § 1 
Abs. 4 des Zweiten D-Markbilanzergänzungsgeset- 
zes ist nicht anzuwenden. 

§ 15 

(1) Die Hauptversammlung (Gesellschafterver- 
sammlung) einer vor dem Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes nach § 80 Abs. 2 oder § 80 Abs. 3 des D-Mark- 
bilanzgesetzes aufgelösten Gesellschaft kann bis zum 


31. Dezember 1955 die Fortsetzung der Gesellschaft 
beschließen. Die Fortsetzung kann nur beschlossen 
werden, 

1. solange noch nicht mit der Verteilung des 
Vermögens unter die Aktionäre (Gesell- 
schafter) begonnen ist, 

2. wenn spätestens zugleich mit der Fortset- 
zung bei einer nach § 80 Abs. 2 des D-Mark- 
bilanzgesetzes aufgelösten Gesellschaft die 
Erhöhung des Nennkapitals auf den nach 
§ 44 Abs. 1, 2 des D-Markbilanzgesetzes zu- 
lässigen Mindestnennbetrag, bei einer nach 
§ 80 Abs 3 des D-Markbilanzgesetzes auf- 
gelösten Gesellschaft die zum Ausgleich des 
Kapitalentwertungskontos nach § 46 des 
D-Markbilanzgesetzes erforderlichen Maß- 
nahmen beschlossen werden. 

(2) Die Abwickler haben die Fortsetzung der Ge- 
sellschaft zur Eintragung in das Handelsregister an- 
zumelden; sie haben bei der Anmeldung nachzu- 
weisen, daß noch nicht mit der Verteilung des Ver- 
mögens der Gesellschaft unter die Gesellschafter be- 
gonnen worden ist. 

(3) Der Fortsetzungsbeschluß hat keine Wirkung, 
bevor er und bei einer nach § 80 Abs 2 des D-Mark- 
bilanzgesetzes aufgelösten Gesellschaft die Erhö- 
hung des Nennkapitals, bei einer nach § 80 Abs. 3 des 
D-Markbilanzgesetzes aufgelösten Gesellschaft der 
Ausgleich des Kapitalentwertungskontos in das Han- 
delsregister des Sitzes der Gesellschaft eingetragen 
worden sind; beide Eintragungen sollen nur zusam- 
men erfolgen. 

(4) Wird eine Gesellschaft fortgesetzt, so ist sie 
steuerlich so zu behandeln, als ob sie nicht nach § 80 
Abs 2 oder § 80 Abs 3 des D-Markbilanzgesetzes 
aufgelöst gewesen wäre. 

(5) Die Fortsetzung einer Gesellschaft, die nach 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes auf Grund des 
§ 80 Abs. 2 oder des § 80 Abs 3 des D-Markbilanz- 
gesetzes aufgelöst wird, kann nicht beschlossen wer- 
den. 

Artikel 5 

Vereinigung von Kleinaktien 

§ 16 

(1) Aktien, die nicht auf einhundert Deutsche Mark 
oder ein Vielfaches dieses Betrages lauten, können 
zu Aktien, die auf einhundert Deutsche Mark oder 
ein Vielfaches von einhundert Deutsche Mark lauten, 
vereinigt werden, die Vereinigung bedarf der Zu- 
stimmung der betroffenen Aktionäre. 

(2) §§ 67 und 179 des Aktiengesetzes sind nicht 
anzuwenden. 

§ 17 

(1) Die Bestimmungen der Satzung über die Nenn- 
beträge der einzelnen Aktien dürfen nicht geändert 
werden, ehe die betroffenen Aktionäre ihre Zustim- 
mung zur Vereinigung der Aktien gegeben und. falls 
Aktienurkunden oder Zwischenscheine ausgegeben 
sind, die Urkunden der Gesellschaft oder einer von 
ihr bezeichneten Stelle zum Umtausch eingereicht 
haben 
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(2) über diese Satzungsänderung kann der Auf- 
sichtsrat beschließen. 

§ 18 

Die Aktien höheren Nennbetrags sollen nicht aus- 
gegeben werden, ehe die Änderung der Satzungs- 
bestimmungen über die Nennbeträge der einzelnen 
Aktien in das Handelsregister eingetragen ist. 

§ 19 

Werden Mehrstimmrechtsaktien umgetauscht, so 
bedarf die Ausgabe der neuen Aktien keiner Geneh- 
migung nach §12 Abs. 2 des Aktiengesetzes, wenn 
das Verhältnis von Stimmenzahl und Nennbetrag 
unverändert bleibt oder sich zuungunsten der Stim- 
menzahl ändert. 

§ 20 

Vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes zur Ver- 
einigung von Aktien getroffene Maßnahmen, die 
nach den §§ 16 bis 19 wirksam wären, sind nicht des- 
halb unwirksam, weil sie gegen die bisherigen Vor- 
schriften verstießen. 

Artikel 6 

Handelsrechtliche Vorschriften 
für Unternehmen mit Sitz in Berlin (West) 

§ 21 

(1) Hat eine Kapitalgesellschaft in einer Eröff- 
nungsbilanz gemäß § 32 Abs 1 des Berliner D-Mark- 
bilanzgesetzes eine Rückstellung wegen Reichsmark- 
verbindlichkeiten gegenüber Angehörigen der Ver- 
einten Nationen gebildet, so kann sie den Rück- 
stellungsbetrag insoweit, als die auf Deutsche Mark 
umgestellten Reichsmark Verbindlichkeiten nicht im 
Verhältnis von einer Reichsmark zu einer Deutschen 
Mark zu erfüllen sind in dem ersten nach dem In- 
krafttreten dieses Gesetzes aufzustellenden Jahres- 
abschluß in die gesetzliche Rücklage (Sonderrück- 
lage) überführen Sie kann stattdessen eine Er- 
höhung ihres Nennkapitals um diesen Betrag durch 
Gewährung von Freianteilen nach den Vorschriften 
über die Kapitalerhöhung beschließen; diese Ge- 
währung von Freianteilen gilt nicht als Gewinnaus- 
schüttung § 73 Abs 1 und 2 des D-Markbilanzge- 
setzes ist sinngemäß anzuwenden. 

(2) Hat die Kapitalgesellschaft die Verbindlich- 
keiten mit einem höheren Betrag als dem in § 32 
Abs 1 des Berliner D-Markbilanzgesetzes vorge- 
schriebenen Mindestbetrag in der Eröffnungsbilanz 
ausgewiesen, so gilt Absatz 1 entsprechend, soweit 
der ausgewiesene Betrag den zur Erfüllung der um- 
gestellten Verbindlichkeiten aufziiwendenden Be- 
trag übersteigt 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten sinngemäß für Er- 
werbs- und Wirtschaftsgenossenschaften. 

§ 22 

(1 ) Kapitalgesellschaften, die mit einem Nennkapi- 
tal in Ostmark im Handelsregister des Amtsgerichts 
Berlin-Charlottenburg eingetragen sind, haben eine 


Eröffnungsbilanz in Deutscher Mark auf den 1. April 
1949 unter sinngemäßer Anwendung der Vorschrif- 
ten des D-Markbilanzgesetzes aufzustellen. Sie 
haben ihre Kapitalverhältnisse nach §§ 35 bis 59 
des D-Markbilanzgesetzes neu festzusetzen. Ein 
nach § 36 oder § 37 des D-Markbilanzgesetzes in die 
Eröffnungsbilanz eingestelltes Kapitalentwertungs- 
konto ist spätestens in dem am 31. Dezember 1956 
endenden oder laufenden Geschäftsjahr auszu- 
gleichen. 

(2) Unternehmen, die den Beschluß über die Neu- 
festsetzung ihrer Kapitalverhältnisse nicht bis zum 
31. Dezember 1955 beim Registergericht zur Eintra- 
gung in das Handelsregister angemeldet haben, sind 
mit dem Ablauf dieses Tages aufgelöst. Ist der Be- 
schluß über die Neufestsetzung vor dem 31 Dezem- 
ber 1955 angefochten worden, so tritt an die Stelle 
des 31. Dezember 1955 der sechs Monate nach dem 
Tage der Rechtskraft der Entscheidung liegende Tag. 

§ 80 Abs 3 des D-Markbilanzgesetzes gilt mit der 
Maßgabe, daß die Auflösung auch im Falle des § 36 
des D-Markbilanzgesetzes erst mit Ablauf des 31. De- 
zember 1958 eintritt. 

(3) Die Fortsetzung eines nach Absatz 2 aufge- 
lösten Unternehmens kann nicht beschlossen werden. 

(4) Kapitalgesellschaften, die ihr Nennkapital in 
Ostmark vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes wäh- 
rungsmäßig oder in anderer Weise als nach den Vor- 
schriften des D-Markbilanzgesetzes der Deutschen 
Mark angepaßt haben, sind von der Pflicht zur Auf- 
stellung einer Eröffnungsbilanz in Deutscher Mark 
und zur Neufestsetzung ihrer Kapitalverhältnisse 
nach den Vorschriften des D-Markbilanzgesetzes be- 
freit, sofern sie binnen sechs Monaten nach dem In- 
krafttreten dieses Gesetzes durch Vorlage einer Be- 
scheinigung eines Wirtschaftsprüfers dem Register- 
gericht nachweisen, daß ihr nach Abzug der Schulden 
sich ergebendes Vermögen in einer Bilanz, die auf 
den letzten Tag des am Tage der Eintragung des 
Nennkapitals in Deutscher Mark in das Handels- 
register laufenden Geschäftsjahres aufgestellt ist. 
den Betrag des im Handelsregister in Deutscher 
Mark eingetragenen Nennkapitals erreichte. Wird 
der Nachweis nicht erbracht, so gelten die Absätze 
1 bis 3 sinngemäß. 

Artikel 7 

Steuerliche Vorschriften 

für Pensionsrückstellungen der Geldinstitute 

§ 23 

Geldinstitute, die in der Eröffnungsbilanz Pen- 
sionsrückstellungen nach der Achtunddreißigsten 
Durchführungsverordnung zum Umstellungsgesetz 
gebildet haben, können für die Berechnung von Rück- 
stellungen nach § 74 a des D-Markbilanzgesetzes 
einen Rechnungszinsfuß von mindestens drei vom 
Hundert zugrunde legen. Eine Rückstellung für eine 
am 21 Juni 1948 bereits laufende Pension kann 
unter Zugrundelegung des gleichen Zinsfußes weiter- 
geführt werden Wenn sich eine am 21 Juni 1948 
bereits laufende Pension durch eine nach dem 
20 Juni 1948 gegebene Zusage erhöht, kann auch 
der Rückstellung für die neuen Rententeile ein Rech- 
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nungszinsfuß von mindestens drei vom Hundert zu- 
grunde gelegt werden. Das gleiche gilt, wenn eine 
Anwartschaft, die am 21. Juni 1948 bereits bestan- 
den hat, durch eine spätere Zusage erhöht wird. 

Artikel 8 

Ergänzungen 

des Berliner Altbanken-Bilanz-Gesetzes 

§ 24 

(1) Bei Berliner Altbanken (§ 1 Abs. 1 des Alt- 
bankengesetzes vom 10. Dezember 1953 — Gesetz- 
und Verordnungsblatt für Berlin S. 1483 — ) mit 
Sitz in Berlin sind die für die einzelnen Vermögens- 
werte und Verbindlichkeiten nach den Vorschriften 
des Altbanken-Bilanz-Gesetzes — ABilG — vom 
10. Dezember 1953 (Gesetz- und Verordnungsblatt 
für Berlin S. 1488) in die DM-Eröffnungsbilanz ein- 
gesetzten Werte auch für die Steuern vom Ein- 
kommen und Ertrag vorbehaltlich des Satzes 3 zu- 
grunde zu legen. Das gleiche gilt, soweit nach § 22 
Abs. 1 des Altbanken-Bilanz-Gesetzes die Altban- 
kenrechnung die Wirkung einer DM-Eröffnungs- 
bilanz hat. Westdeutsche Vermögenswerte im Sinn 
des § 2 Abs 4 und westdeutsche Verbindlichkeiten 
im Sinn des § 3 Abs. 3 Nr. 1 des Altbanken-Bilanz- 
Gesetzes mit Ausnahme der Rückstellungen für Pen- 
sionsverpflichtungen sind mit den Werten der 
Steuerbilanz, die auf den Tag vor dem Stichtag der 
DM-Eröffnungsbilanz aufzustellen ist, in die steuer- 
liche Eröffnungsbilanz zu übernehmen. 

(2) Bei Berliner Altbanken mit Sitz in Berlin füh- 
ren zu einer Berichtigung der steuerlichen DM-Er- 
üffnungsbilanz 

a) Berichtigungen der Altbankenrechnung, so- 
weit sie als Berichtigungen der DM-Eröff- 
nungsbilanz gelten (§ 19 Abs. 1 ABilG), 

b) der erstmalige Ausweis von Verbindlich- 
keiten nach § 20 Abs. 1 des Altbanken-Bi- 
lanz-Gesetzes und 

c) Berichtigungen der DM-Eröffnungsbilanz 
nach § 23 Abs. 2 und § 24 Abs. 2 des Alt- 
banken-Bilanz-Gesetzes. 

(3) Ist bei Berliner Altbanken in den Fällen des 
§ 15 des Altbanken-Bilanz-Gesetzes ein Kapitalent- 
wertungskonto in der DM-Eröffnungsbilanz oder in 
den Fällen des § 19 Abs. 2 und des § 20 Abs. 3 des 
Altbanken-Bilanz-Gesetzes ein Kapitalberichtigungs- 
konto in einer Jahresbilanz eingestellt, so ist auf die 
Tilgung § 73 Abs. 3 des D-Markbilanzgesetzes ent- 
sprechend anzuwenden. 

(4) Bei Berliner Altbanken mit Sitz im Bundesge- 
biet führt die Übernahme der in die Altbankenrech- 
nung eingestellten Vermögenswerte und Verbind- 
lichkeiten (§ 44 Abs. 1 des Umstellungsergänzungs- 
gesetzes vom 21. September 1953 — Bundesgesetzbl. I 
S, 1439 — ) zu einer Berichtigung der steuerlichen Er- 
öffnungsbilanz; § 26 Abs. 3 Satz 1 und 2 bleibt unbe- 
rührt. Absatz 2 Buchstabe b ist auf Berliner Altban- 
ken mit Sitz im Bundesgebiet entsprechend anzu- 
wenden. 


§ 25 

(1) Die von Berliner Altbanken für die Zeit vor 
dem 9. Mai 1945 in Berlin zu entrichtenden Steuern 
gelten durch die für diese Zeit geleisteten Zahlungen 
als abgegolten. 

(2) Rechte der Berliner Altbanken aus dem Gesetz 
über die Umstellung und die Erstattung von vor dem 
9. Mai 1945 an ein Westberliner Finanzamt überzahl- 
ten Steuern vom 8. April 1952 (Gesetz- und Verord- 
nungsblatt für Berlin S. 257) sind ausgeschlossen. 

§ 26 

(1) Berliner Altbanken werden vorbehaltlich der 
Absätze 2 bis 4 für die Zeit vom 9. Mai 1945 bis zum 
Tag vor dem Stichtag der DM-Eröffnungsbilanz oder 
der Altbankenrechnung (§§ 11, 22 ABilG) zu den 
Steuern vom Einkommen und zur Gewerbesteuer 
nicht herangezogen. 

(2) Berliner Altbanken mit Sitz in Berlin, die eine 
DM-Eröflnungsbilanz auf den 1 April 1949 aufzu- 
stellen haben (§§ 23, 24 ABilG), werden zu den 
Steuern vom Einkommen und zur Gewerbesteuer 
ab 1 April 1949 herangezogen 

(3) Berliner Altbanken mit Sitz im Bundesgebiet, 
die nach § 1 der Zweiundvierzigsten Durchführungs- 
verordnung zum Umstellungsgesetz eine Eröffnungs- 
bilanz auf den 21 Juni 1948 aufzustellen haben, wer- 
den für die Zeit vom 21. Juni 1948 bis zum Tag vor 
dem Stichtag der Altbankenrechnung (§ 1 ABilG) nur 
für den Geschäftsbetrieb im Bundesgebiet zu den 
Steuern vom Einkommen und zur Gewerbesteuer 
herangezogen Dabei können Ausgabenüberschüsse 
der Berliner Betriebsstätten abgezogen werden, so- 
weit entsprechende Betrage zu Lasten der west- 
deutschen Rechnung gezahlt worden sind. Vom Stich- 
tag dei Altbankenrechnung an sind diese Berliner 
Altbanken unter Berücksichtigung der aus der Alt- 
bankenrechnung übernommenen Vermögenswerte 
und Verbindlichkeiten (§ 24 Abs. 4) zu veranlagen. 

(4) Für Berliner Altbanken mit Sitz in Berlin, 
deren Umstellungsrechnung nach § 2 der Zweiuhd- 
vierzigsten Durchführungsverordnung zum Umstel- 
lungsgesetz für den von ihr erfaßten sachlichen 
Geltungsbereich die Wirkung einer Eröffnungsbilanz 
hat. gelten Absatz 3 Satz 1 und 2 entsprechend 

§ 27 

(1) Bei der Hauptfeststellung der Einheitswerte 
gewerblicher Betriebe, die in Berlin (West) auf den 
1 April 1949 und im übrigen Geltungsbereich dieses 
Gesetzes auf den 21. Juni 1948 durchgeführt wird, 
sind anzusetzen: 

1. von Berliner Altbanken, die keine westdeutsche 

Umstellungsrechnung aufzustellen haben 

a) Ausgleichsforderungen mit den sich nach § 45 
des Umstellungsergänzungsgesetzes ergeben- 
den Beträgen; 

b) Wertpapiere, Anteile und Genußscheine an 
Kapitalgesellschaften mit den Werten, die sich 
nach § 11 Abs. 1 des Zweiten Vermögens- 
besteuerungsgesetzes (Gesetz- und Verord- 
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nungsblatt für Berlin 1954 S. 140) für die Fest- 
stellung der Einheitswerte der gewerblichen 
Betriebe zum 1. April 1949 ergeben; 

c) alle übrigen Vermögenswerte und Verbindlich- 
keiten, die nicht nach §§ 59, 60 des Bewertungs- 
gesetzes außer Betracht bleiben, mit den in die 
steuerliche DM-Eröffnungsbilanz eingestellten 
Werten; 

2. von Berliner Altbanken, die eine westdeutsche 

Umstellungsrechnung aufzustellen haben: 

a) westdeutsche Vermögenswerte im Sinn des § 2 
Abs. 4 und westdeutsche Verbindlichkeiten im 
Sinn des § 3 Abs. 3 des Altbanken-Bilanz-Ge- 
setzes, die nicht nach §§ 59, 60 des Bewertungs- 
gesetzes außer Betracht bleiben, mit den in die 
steuerliche Eröffnungsbilanz auf den 21. Juni 
1948 eingestellten Werten; 

b) Berliner Vermögenswerte im Sinn des § 2 
Abs. 1 Nr. 1 und Berliner Verbindlichkeiten im 
Sinn des § 3 Abs. 2 Nr. 1 des Altbanken-Bilanz- 
Gesetzes mit den Werten, die sidi nadi Num- 
mer 1 ergeben; bei Berliner Altbanken mit Sitz 
im Bundesgebiet tritt an die Stelle der DM- 
Eröffnungsbilanz die Altbankenrechnung. Ein 
Fehlbetrag kann von dem nach Buchstabe a er- 
mittelten Vermögen abgesetzt werden. 

(2) Bei Berliner Altbanken mit bankfremdem Ge- 
schäft sind die nicht dem Bankgeschäft zuzurechnen- 
den Vermögenswerte und Verbindlichkeiten (§ 23 
ABilG) bei der Hauptfeststellung mit den Werten 
anzusetzen, die sich nach den allgemein für die Ein- 
heitsbewertung auf den 1. April 1949 in Berlin (West) 
maßgebenden Vorschriften ergeben. Das gleiche gilt 
bei der Sparkasse der Stadt Berlin (West) für die 
nach dem 8 Mai 1945 erworbenen oder begründeten 
Vermögenswerte und Verbindlichkeiten (§24 ABilG). 

(3) Bei Wertfortschreibungen auf den 1 Januar 
1950, 1 Januar 1951 und 1. Januar 1952 sind die bei 
der Hauptfeststellung für die Berliner Vermögens- 
werte und Verbindlichkeiten nach Absatz 1 ange- 
setzten Werte unverändert zu übernehmen Im übri- 
gen gelten für die Einheitsbewertung die allgemeinen 
Vorschriften. 

§ 28 

(1) Das Gesetz über die Aufteilung der Ver- 
mögensteuer zwischen Berlin (West) und dem übri- 
gen Geltungsbereich dieses Gesetzes vom 15, Dezem- 
ber 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 796) ist auf Berliner 
Altbanken nicht anzuwenden. Bei Berliner Altban- 
ken, die eine westdeutsche Umstellungsrechnung 
aufzustellen haben, sind für die Zwecke der Ver- 
mögensteuer die Einheitswerte zwischen dem Gel- 
tungsbereich des Grundgesetzes und Berlin (West) 
in dem Verhältnis aufzuteilen, in dem die Summe 
der Vermögenswerte nach § 27 Abs. 1 Nr. 2 Buch- 
stabe a zu der Summe der Vermögenswerte nach 
§ 27 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe b steht, über die Auf- 
teilung entscheidet das Betriebsfinanzamt zugleich 
mit der Feststellung des Einheitswerts des gewerb- 
lichen Betriebes §§ 215 bis 219 der Reichsabgaben- 
ordnung sind entsprechend anzuwenden, 

(2) Die durch die Aufteilung nach Absatz 1 fest- 
gestellten Teile des Einheitswerts unterliegen der 


Vermögensbesteuerung in Berlin (West) vom Kalen- 
derjahr 1950 ab und im übrigen Geltungsbereich 
dieses Gesetzes vom Kalenderjahr 1949 ab. Zustän- 
dig ist für das Gebiet, in dem sich das Betriebsfinanz- 
amt nicht befindet, das Finanzamt, in dessen Bezirk 
der wertvollste Teil der bei der Aufteilung für dieses 
Gebiet anzusetzenden Vermögenswerte liegt. 

(3) Von Berliner Altbanken, die keine westdeut- 
sche Umstellungsrechnung aufzustellen haben, wird 
Vermögensteuer für die Kalenderjahre 1950 bis 1952 
nicht erhoben, wenn sie einen Anspruch auf Gewäh- 
rung einer Ausgleichsforderung nach § 45 des Um- 
stellungsergänzungsgesetzes haben oder wegen 
ihrer Verbindlichkeiten gegenüber der öffentlichen 
Hand aus der Umwandlung von Uraltguthaben nach 
§ 37 Abs. 2 des Umstellungsergänzungsgesetzes 
nicht oder nicht in voller Höhe in Anspruch genom- 
men werden können. Das gleiche gilt bei Berliner 
Altbanken, die eine westdeutsche Umstellungsrech- 
nung aulzustellen haben, für den Teil des Ver- 
mögens, der nach Absatz 1 auf Berlin (West) entfällt. 

§ 29 

Soweit nach den Vorschriften für die Feststellung 
der Einheitswerte der gewerblichen Betriebe auf den 
1. Januar 1953 Vermögenswerte und Verbindlichkei- 
ten abweichend von den für die Umstellungsrechnung 
der Geldinstitute im Bundesgebiet maßgebenden 
Vorschriften nicht oder mit einem endgültigen Wert 
anzusetzen sind, sind bei der Bewertung nach § 45 
Abs. 7 des Umstellungsergänzungsgesetzes und § 7 
Abs. 1 des Berliner Al tbanken-Bilanz-Gesetzes die für 
die Umstellungsrechnung der Geldinstitute im Bun- 
desgebiet maßgebenden Vorschriften entsprechend 
anzuwenden. Diese Vorschriften sind auch für die 
Ermittlung des Teilwertes eines Vermögenswertes 
nach § 66 Abs. 1 des Bewertungsgesetzes und den 
Ansatz von Verbindlichkeiten entsprechend anzu- 
wenden, soweit sich nicht aus § 8 des Altbanken- 
Bilanzgesetzes oder anderen gesetzlichen Vorschrif- 
ten etwas anderes ergibt. An die Stelle des 21. Juni 
1948 und des 1. Januar 1949 tritt für den Stand der 
Vermögenswerte und Verbindlichkeiten der Stichtag 
der Altbankenrechnung, als Stichtag der Bewertung 
der 1. Januar 1953. 

Artikel 9 

Schlußbestimmungen 

§ 30 

Soweit dieses Gesetz auf das D-Markbilanzgesetz 
Bezug nimmt, ist darunter je nach dem Geltungs- 
bereich das Gesetz über die Eröffnungsbilanz in 
Deutscher Mark und die Kapitalneufestsetzung 
(D-Markbilanzgesetz) vom 21. August 1949 (WiGBl. 
S. 279). auf Baden, Württemberg-Hohenzollern und 
den bayerischen Kreis Lindau erstreckt durch Ver- 
ordnung vom 13 Dezember 1949 (Bundesgesetzbl. 
1950 S 2), oder das Landesgesetz des Landes Rhein- 
land-Pfalz über die Eröffnungsbilanz in Deutscher 
Mark und die Kapitalneufestsetzung (D-Markbilanz- 
gesetz) vom 6. September 1949 (Gesetz- und Ver- 
ordnungsblatt der Landesregierung Rheinland-Pfalz 
Teil I S. 421) zu verstehen. 
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§ 31 

(1) Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 
Abs. 1, § 13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes 
vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch in 
Berlin (West), 

(2) Für die Anwendung dieses Gesetzes nach Ab- 
satz 1 gilt folgendes: 

1. Soweit dieses Gesetz auf Vorschriften des 
D-Markbilanzgesetzes oder des D-Mark- 
bilanzergänzungsgesetzes Bezug nimmt, tre- 
ten an deren Stelle die entsprechenden Vor- 
schriften des Gesetzesdes Landes Berlin über 
die Eröffnungsbilanz in Deutscher Mark 
und die Kapitalneufestsetzung (D-Mark- 
bilanzgesetz) vom 12. August 1950 (Verord- 
nungsblatt für Berlin I S. 239) und des Ge- 
setzes des Landes Berlin zur Änderung 
und Ergänzung des D-Markbilanzgesetzes 
(D-Markbilanzergänzungsgesetz) vom 24. 
Mai 1951 (Gesetz- und Verordnungsblatt 
für Berlin S. 382), 

2. Soweit dieses Gesetz auf §§ 9, 10 des Ge- 
setzes zur Bewertung des Vermögens für 
die Kalenderjahre 1949 bis 1951 (Hauptver- 
anlagung 1949) vom 16 Januar 1952 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 22) Bezug nimmt, treten an 
deren Stelle §§ 10, 11 des Zweiten Gesetzes 
über die Neuordnung der Vermögens- 
besteuerung in Berlin (Zweites Vermögens- 
besteuerungsgesetz) vom 9. März 1954 
(Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin 
S. 140). 

3. § 10 dieses Gesetzes ist nicht anzuwenden. 

4. In der durch § 12 Nr. 14 dieses Gesetzes ge- 
änderten Fassung des § 80 Abs. 3 des D- 
Markbilanzgesetzes tritt der „31. Dezember 
1958" an die Stelle des „31. Dezember 1957". 


(3) § 80 Abs. 1 Satz 3 bis 7 des Berliner D-Mark- 
bilanzgesetzes in der Fassung des Zweiten Berliner 
Gesetzes zur Änderung des D-Markbilanzgesetzes 
vom 1 1. Dezember 1951 (Gesetz- und Verordnungs- 
blatt für Berlin S. 1139) ist nicht mehr anzuwenden. 

(4) § 29 und § 74 a des D-Markbilanzgesetzes in 
der Fassung des § 12 Nr. 2 bis 4, Nr. 13 dieses Ge- 
setzes sowie § 23 dieses Gesetzes gelten in Berlin 
(West) mit der Maßgabe, daß bei Unternehmen, 
deren Eröffnungsbilanz auf den 1. April 1949 aufge- 
stellt ist, an die Stelle des 20. Juni 1948 der 31. März 
1949 und an die Stelle des 21. Juni 1948 der 1. April 
1949 tritt. 

(5) Für Berliner Altbanken, die ihren Sitz in Berlin 
haben, mit Ausnahme der in §§ 23, 24 des Altbanken- 
Bilanz-Gesetzes bezeichneten Altbanken, sind §§ 29, 
74 a des D-Markbilanzgesetzes und §23 dieses Ge- 
setzes mit der Maßgabe anzuwenden, daß 

a) an die Stelle des 21. Juni 1948 jeweils der 
Stichtag der DM-Eröffnungsbilanz oder der 
Altbankenrechnung (§§ 11, 22 ABilG) tritt, 
soweit es sich nicht um die Bildung von 
Rückstellungen für Pensionsverpflichtungen 
in der westdeutschen Rechnung bis zu die- 
sem Stichtag handelt, 

b) in § 23 dieses Gesetzes an die Stelle der 
Achtunddreißigsten Durchführungsverord- 
nung zum Umstellungsgesetz § 8 Abs. 3 des 
Altbanken-Bilanz-Gesetzes tritt. 

Für Berliner Altbanken, die ihren Sitz im Bundes- 
gebiet haben, ist Satz 1 nur auf Rückstellungen für 
Pensionsverpflichtungen anzuwenden, die aus der 
Altbankenrechnung nach § 44 des Umstellungs- 
ergänzungsgesetzes übernommen worden sind. 

§ 32 

Dieses Gesetz tritt am 1. August 1955 in Kraft. 
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